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NOTRE ENGAGEMENT.VERSPROCHEN.

*Änderungen vorbehalten

Profitieren Sie von vorteilhaften Konditionen auf Festzinshypotheken –  
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In der Vergangenheit erreichten den PVB immer wieder Anfragen, ob eine 
Möglichkeit besteht, das Bundeshaus zu besuchen und einen Blick hinter die 
Kulissen von Bundesbern zu erhalten. Der PVB beschloss, den Mitgliedern  
die Möglichkeit zu bieten, während der Winter-Session 2022 die Debatte des 
Nationalrates im Bundeshaus mitzuverfolgen und sich anschliessend mit  
der Nationalrätin und PVB Verbandspräsidentin Barbara Gysi persönlich 
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Comment a-t-il évolué? Quelles sont ses réflexions pour le monde  
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Una democrazia forte ha bisogno 
di un servizio pubblico forte 

Malgrado abbia uno dei sistemi  
sanitari più cari al mondo, la Svizzera 
resta ai primi posti tra i Paesi con  
la migliore qualità di vita non da  
ultimo grazie al suo servizio pubblico.  
Ciò non toglie che il servizio pubblico  
sia da tempo oggetto di accese  
discussioni: è troppo o non è abba-
stanza? Garantisce la democrazia  
anche in tempi di crisi? Un breve 
giro d’orizzonte. Pagina 29 
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«Löhne, Versorgung, Zukunft sichern –  
weil die Menschen es verdienen!» 

Dieser Slogan, der sich durch meine gesamte Wahlkampagne zieht, steht für meine Verpflichtung als Ständeratskandidatin gegenüber 
der Bevölkerung. Er steht auch für die Werte, für die ich als Politikerin generell und als Präsidentin des PVB stehe. 

Für ein gutes Leben brauchen wir gerechte Löhne und sichere Renten. Deshalb setze ich mich für die Lohngleichheit der Geschlechter 
ein. Angesichts der aktuellen Inflationskrise ist auch ein Teuerungsausgleich dringend notwendig. Der PVB hat für das Personal des 
Bundes und des ETH-Bereichs eine Lohnerhöhung von 2.5 % erreicht. Er wird sich weiterhin dafür einsetzen, damit auch die Renten 
der Rentner:innen an die Lebenshaltungskosten angepasst werden. Um die wachsende Armut in der Schweiz zu bekämpfen, müssen 
wir auch die Sozialleistungen und Prämienverbilligungen ausbauen.

Ein hochstehendes Gesundheitswesen ist für unsere Gesellschaft unabdingbar. Doch es funktioniert auf Dauer nur, wenn sich  
auch die Arbeitsbedingungen des Gesundheitspersonals verbessern. Ob bei der Gesundheit, der Bildung, dem Verkehr  

oder der Energie: Wir brauchen einen starken Service public, der in allen Regionen garantiert ist. Dieser Service public 
wird auch von Euch, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Bundes, seiner Betriebe und des ETH-Bereichs  
erbracht. (siehe unser Dossier Seite 9) 

Die Klimakrise ist die grösste Krise unserer Zeit. Die Treibhausgasemissionen und die Abhängigkeit von Öl und Gas 
müssen so rasch wie möglich verringert werden. Dabei ist es mir ein Anliegen, dass die Klimaschutzmassnahmen nicht 
zu Lasten von Normal- und Geringverdienenden gehen.

Ich hoffe sehr, am 12. März, resp. am 30. April im 2. Wahlgang zu reüssieren und die Nachfolge von Paul Rechsteiner 
anzutreten, einem Politiker und Gewerkschafter, der die Geschichte zweifelsohne geprägt hat (siehe das Interview  
mit ihm auf Seite 14). Ich danke schon jetzt allen Mitgliedern des PVB (bzw. den St. Galler:innen darunter) für ihre  
Unterstützung an der Urne! 

Barbara Gysi, Präsidentin des PVB

#DieChronik

Wenn ich meinen beruflichen Werdegang zusammenfassen 
müsste, würde ich sagen, dass ich ein «Gewerkschafter des Ser-
vice public» bin. Ich habe 2007 beim Gewerkschaft des Ver-
kehrspersonals SEV angefangen. Dort habe ich viel über die 
Schweiz, den öffentlichen Verkehr und die Menschen dahinter ge-
lernt – ein Teil des Service public, der in der Bevölkerung sehr be-
kannt, beliebt und respektiert ist. Mein Engagement beim Schweizer Syn-
dikat der Medienschaffenden SSM war auch sehr prägend und intensiv: Die 
Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft SRG, eine weitere Institution des 
Service public, war und ist immer noch Ziel von Angriffen, insbesondere im  
Zusammenhang mit der «No Billag»-Initiative. Während ich heute beim PVB die 
Interessen der Mitarbeiter:innen des Bundes, seiner Unternehmen und des 
ETH-Bereichs vertrete, stelle ich fest, dass die öffentliche Verwaltung, wie auch 
andere Akteure des Service public, oftmals mit wenig Rücksicht behandelt werden, 
obwohl ohne sie auf keiner Ebene etwas funktionieren würde.

Wir müssen den Service public jedoch als Ganzes begreifen. Der Bundesrat defi-
niert ihn wie folgt: «Service public umfasst die Grundversorgung mit Infrastruktur-
gütern und -dienstleistungen, welche für alle Bevölkerungsschichten und Regio-

nen des Landes zu gleichen Bedingungen in guter Qualität und 
zu angemessenen Preisen zur Verfügung stehen sollen.» Damit 
dieser Grundsatz eingehalten werden kann, bedarf es einer soli-

den Organisation und eben eines «Auftraggebers», der dies ge-
währleisten kann. Der Bund und seine Verwaltung sorgen in dieser 

Rolle des zuverlässigen Auftraggebers für die Stabilität der Schweiz; 
dies gelingt ihnen nur dank all der Menschen, die im Dienste des Bundes 

stehen und dies mit viel Engagement, Kompetenz und Überzeugung tun. Umso 
schwerwiegender sind die immer wiederkehrenden Vorwürfe gewisser politischer 
Kreise gegenüber dem Bundespersonal. Die leicht zugänglichen, günstigen und 
qualitativ hochwertigen Leistungen müssen vielmehr wertgeschätzt werden – eine 
Rolle, die wir beim PVB und auch ich persönlich als Gewerkschafter des Service 
public ernst nehme!

Jérôme Hayoz
Generalsekretär PVB
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Bundesamt für Umwelt 

Das Vertrauen ist beschädigt  
Letztes Jahr haben wir eine Umfrage beim BAFU lanciert, um uns ein Bild über die Stimmung und Problemfelder im Amt machen zu können. An der 
Umfrage haben insgesamt 363 Mitarbeitende teilgenommen. Die Ergebnisse sprechen eine klare Sprache: Das Vertrauen in die Direktion ist beschä-
digt und die Stimmung im Amt hat sich merklich verschlechtert. In den über 400 Kommentaren wird oft von einem Klima der Angst, von Resignation 
und Motivationsverlust berichtet. Als Gründe dafür nennen 67.7 Prozent der Teilnehmenden die Führung respektive die Führungskultur.

Die Ergebnisse der Umfrage zeigen auch deutliche Unterschiede zwischen der 
obersten Leitung und den direkten Vorgesetzten. So fühlen sich die Teilnehmen-
den von der obersten Leitung kaum wertgeschätzt, informiert und unterstützt.

Fehlendes Vertrauen
Das fehlende Vertrauen zeichnet sich als Kernproblematik deutlich ab. Es wird auf 
drei Ebenen bemängelt: in der Ausrichtung nach aussen (Strategie und Vision), 
von der Direktion gegenüber den Mitarbeitenden und von den Mitarbeitenden 
gegenüber der Direktion. Richtungsentscheide werden (zu) spät gefällt, Doku-
mente gehen oft mehrmals zwischen den Hierarchiestufen hin und her. Es ent-
stehen Leerläufe und Demotivation auf Seiten der Mitarbeitenden. Dies geht 
einher mit dem wahrgenommenen Fehlen einer klaren und starken Haltung und 
Ambitionen für Umweltanliegen. Fachwissen erhalte dabei oft weniger Wert als 
politische Aspekte. Es gehe nur um das Schliessen von Kompromissen, anstatt 
für gesetzlich vorgegebene Umweltanliegen einzustehen.

Mikromanagement
Es entsteht der Eindruck, dass das Fachwissen der eigenen Mitarbeitenden we-
nig Stellenwert hat. Erwartet werde, dass die von oben erwünschte Position ver-
treten werde und nicht die aus fachlicher Sicht korrekte. Dafür wird eine starke 
Kontrolle durch die Hierarchie wahrgenommen. Oft wird von Mikromanage-
ment gesprochen. Selbst bei einfachen Bürgeranfragen müssen die Antworten 
vorgelegt werden und werden umfangreich korrigiert. Dadurch wächst der ad-
ministrative Aufwand der Mitarbeitenden. Durch diese starke Kontrolle und 
Konzentration der Entscheidungskompetenzen auf oberen Hierarchiestufen 
komme es zu einem Entscheidstau. Bei den Mitarbeitenden entsteht das Gefühl 
von Leerläufen. Das ewige Hin und Her bei den einzelnen Geschäften führt zu 
Frustration.

Klima der Angst
In der Linie wird dabei ein Klima der Angst wahrgenommen. Verbunden mit der 
oben genannten Unsicherheit über die Ausrichtung des Amtes wüssten auch Ka-
der nicht mehr, wie sie sich positionieren sollen und seien in erster Linie darum 
besorgt, gegenüber der Direktion keine Fehler zu begehen. Dass in diesem Kon-
text auch ein deutlicher Verlust der Eigenverantwortung und wenig Wertschät-
zung für die eigene Arbeit wahrgenommen werden, ist wenig erstaunlich.

Ergebnisse der Umfrage erstaunen die Direktion nicht
Anlässlich einer Sitzung vom 2. Dezember 2022 mit Frau Schneeberger und 
Herrn Hollenstein haben die Verbände die Ergebnisse präsentiert und bespro-
chen. Die Ergebnisse wurden zur Kenntnis genommen und erstaunen die Direk-
tion nicht sonderlich. Die Amtsleitung habe während der Pandemie gewechselt 
und dies habe oft Unsicherheiten zur Folge gehabt. Des Weiteren sei eine Neu-
ausrichtung im Gange, was wiederum zu Unsicherheiten und Frustrationen füh-
ren könne. Die Direktion habe jedoch Handlungsfelder erkannt und nehme die 
Rückmeldungen der Verbände sehr ernst.

Die Direktion muss endlich handeln
Die Verbände werden die weiteren Entwicklungen beobachten und hoffen, dass 
an den obengenannten Themen intensiv gearbeitet wird. Denn nur mit konkre-
ten Massnahmen kann die Stimmung und das Vertrauen der Mitarbeitenden in 
die Amtsleitung wiederhergestellt werden. Die Personalverbände und die Direk-
tion werden weiterhin in Kontakt bleiben.
� Elias Toledo

Mehr Infos: 
https://pvb.ch/bundesamt-fuer-umwelt-ergebnisse-der-umfrage/
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Dialog VBS: Die Sozialpartner haben sich getroffen 
Ende 2022 fand im Bundeshaus Ost der Dialog VBS statt. Es waren alle Ämter des Departementes vertreten. Der Dialog VBS findet in der Regel  
zwei Mal pro Jahr statt und die Sozialpartner werden jeweils von Marc Siegenthaler, Chef Ressourcen VBS, eingeladen. Der PVB war durch den  
stellvertretenden Generalsekretär, Elias Toledo, vertreten. Nachfolgend finden Sie die wichtigsten Informationen: 

Generalsekretariat (GS) des VBS 
Das GS hat bei der LOGIB- Überprüfung gut abge-
schnitten. Werte von über 3 % werden genauer ana-
lysiert. Die Verwaltungseinheiten müssen der Depar-
tementschefin ihre Ergebnisse präsentieren und 
Massnahmen vorschlagen.

Nachrichtendienst des Bundes (NDB) 
Der neue Direktor, Christian Dussey, hat am 1. April 
2022 seine Stelle angetreten. Nächstes Jahr sind 
grössere Reorganisationen geplant. Die operativen 
und strategischen Führungsebenen werden betrof-
fen sein. Neben dem Tagesgeschäft wird die Digitali-
sierung vorangetrieben. 

Bundesamt für Bevölkerungsschutz (BABS)
Das BABS hat vor einem Jahr eine sanfte Weiterent-
wicklung gestartet, welche zum Ziel hat noch effi
zienter zu werden, die vorhandenen Ressourcen 
entsprechend den Aufgaben optimaler zu skalieren 
und Schnittstellen zu optimieren resp. wo möglich 
zu eliminieren. Zusätzlich soll in gewissen Berei-
chen die agile Arbeitsform gezielt eingesetzt und 
gefördert werden. Die verschiedenen Krisen be-
schäftigen das BABS als Ereignisbewältigungsorga-
nisation weiterhin stark. 

armasuisse
In der armasuisse sind 943 Mitarbeitende beschäf-
tigt, wovon etwa ¼ Frauen sind. Es arbeiten rund 4 
Generationen zusammen. Die Vorgaben des Frauen
anteils werden umgesetzt. Im Bereich Diversity wur-
den Handlungsfelder und Massnahmen definiert. Im 
kommenden Jahr wird ein Diversity Board auf die 
Beine gestellt. 

Verteidigung
Die Transformation FUB ist auf Kurs. Divisionär Rolf 
Siegenthaler hat seine Stelle als Chef LBA am 1. Ok-
tober 2022 angetreten. Der Chef Armeestab wird 
Ende Jahr das VBS verlassen.

swisstopo
Im Dezember wird der 6-monatige Pilotversuch 
Desksharing gestartet. Rund ¼ der Mitarbeitenden 

sind davon betroffen. Es werden Arbeitsplätze abge-
baut. Die freiwerdenden Räume werden anderweitig 
(z.B. Ruheraum, Co-Working-Space, Lounge) genutzt.

Bundesamt für Sport (BASPO)
In der letzten Personalbefragung tauchte der 
Wunsch nach mehr Entscheidkompetenz auf. Die-
sem Anliegen wird Rechnung getragen, indem den 
Bereichen des BASPO mehr Kompetenzen übertra-
gen werden. Dies wurde in der neuen Geschäftsord-
nung (GO) entsprechend geregelt. Die GO BASPO 
wurde per 1.7.2022 angepasst. Bei der Reorganisa-
tion wurde der neue Bereich Ressourcen geschaf-
fen. Durch die Verschiebung der Ressourcen wird 
mehr Gewicht in die Sportpolitik gelegt. 
In den Neubauten sollen neue Raumkonzepte ge-
schaffen werden. Eine Tätigkeitsbefragung wurde bei 
allen Mitarbeitenden durchgeführt. Für alle, auch  
für die Direktion, sind keine fixen Arbeitsplätze  
mehr vorgesehen. Die Veränderungen werden aus 
verschiedenen Blickwinkeln betrachtet und der  
Change wird durch Fachleute begleitet und die Mit-
arbeitenden werden miteinbezogen.

� Elias Toledo

ETH-Bereich

Erfolg des PVB
Als Ergebnis der Lohnverhandlungen wird das Personal des ETH-Bereichs den 
gleichen Teuerungsausgleich wie das Personal der Bundesverwaltung erhalten, 
nämlich 2,5 %. Mehr noch: Der ETH-Rat wird das Budget für die Weiterbildung 
des Personals um eine Million Franken pro Jahr aufstocken. Das ist das Ergeb-
nis einer Forderung, die der PVB seit langem regelmässig geltend macht und die 
darauf abzielt, den Rückstand des Personals des ETH-Bereichs gegenüber den 
Mitarbeitenden der Bundesverwaltung in Bezug auf eine Lohnerhöhung seit 
2011 von 0.8 % auszugleichen. Zwar wird dieser Ausgleich nicht in Form einer 
Geldleistung für jede Mitarbeiterin und jeden Mitarbeiter erfolgen, er zeugt je-
doch vom Willen des Präsidenten des ETH-Rats, den Forderungen des PVB und 
des Personals des ETH-Bereichs im Allgemeinen Gehör zu schenken.

� Luc Python
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Mobbing bei der Ausgleichsstelle

Der Forderung des PVB wurde entsprochen 

Der PVB hat sich am 12. Januar mit 
Adrien Dupraz, Direktor der Zentralen 
Ausgleichsstelle (ZAS) und Michaël 
Studer, HR-Verantwortlicher der ZAS, 
getroffen. Gesprächsthema dieses Tref-
fens waren die Ergebnisse der Umfra-
ge zu Mobbing und sexueller Belästi-
gung, die 2022 vom Unternehmen 
empiricon im Auftrag der Direktion 
durchgeführt wurde. Die Delegation 
des PVB bestand aus René-Simon 
Meyer und Massimo Tognola, Co-Prä-
sidenten der PVB-Sektion Genève so-
wie Luc Python, Verbandssekretär. 

Mobbing: den Mitarbeitenden 
stehen zwei externe Instanzen zur 
Verfügung
Der Direktor erläuterte die Massnah-
men gegen Mobbing, die letztes Jahr 
bei der ZAS ergriffen wurden. Die Er-
gebnisse der Umfrage haben gezeigt, 
dass der Prozentsatz der Mobbing- 
Fälle bei der ZAS von 10 % auf 7 % zu-
rückgegangen ist und damit dem Wert 
in der Bundesverwaltung entspricht. 
Gemäss Adrien Dupraz ist es jedoch 
«inakzeptabel», dass unter den Teil-
nehmenden der Umfrage immer noch 
46 Personen über Mobbing und 5 Per-
sonen über sexuelle Belästigung kla-

gen. Die Betroffenen müssen die Mög-
lichkeit haben, auf ihre Situation 
hinzuweisen. Zusätzlich zu den bundes-
internen Kanälen werden den Mitarbei-
tenden der ZAS daher im ersten Halb-
jahr 2023 zwei externe Instanzen –  
Spezialist:innen im Bereich Mobbing –  
zur Verfügung gestellt. Darüber wird 
im Intranet der ZAS informiert. Der 
PVB ist mit diesem Entscheid zufrie-
den. Er entspricht der Forderung, die 
er bereits nach der im Oktober 2020 
durchgeführten Umfrage gestellt hat.     

Produktivitätskontrolle, Home
office, Desksharing 
Hinsichtlich der Produktivitätskont-
rolle «wird das System im Rahmen ei-
nes grösseren Projekts überprüft», 
bekräftigte der Direktor in seiner Ant-
wort auf die Frage von René-Simon 
Meyer. Er versicherte jedoch, dass die 
durchgeführten Standardkontrollen 
derzeit nicht auf der individuellen 
Ebene, sondern nur auf der Ebene der 
Dienste oder Sektionen berücksichtigt 
werden. 

Was das Homeoffice anbelangt, bestä-
tigte Michaël Studer Luc Python, dass es 
je nach Beschäftigungsgrad und Art der 
Tätigkeit der Mitarbeiterin oder des 

Mitarbeiters möglich ist, bis zu drei 
Tage im Homeoffice zu arbeiten. Bei 
den Grenzgänger:innen wendet die ZAS 
die kürzlich zwischen der Schweiz und 
Frankreich geschlossene Vereinbarung 
an. Diese sieht vor, dass Grenzgän-
ger:innen bis zu 40 % ihrer Arbeitszeit, 
jedoch höchstens zwei Tage pro Woche 
im Homeoffice arbeiten können. Die 
ZAS erwartet vom SIF im Verlauf des 
Jahres weitere administrative Einzelhei-
ten.  

Desksharing 
Derzeit wird ein Projekt zur Einfüh-
rung des Desksharing bei der ZAS ge-
prüft. Dieses soll den Besonderheiten 
der einzelnen Berufe pro Abteilung 
oder Sektion Rechnung tragen. Es 
wurde eine Arbeitsgruppe gebildet, 
der Mitarbeitende sämtlicher hierar-
chischer Stufen und Berufe sowie ein 
Mitglied der Personalkommission an-
gehören.

Eine Änderung des Status der ZAS 
wird geprüft 
Massimo Tognola, wollte wissen, ob 
der Status der ZAS innerhalb der Bun-
desverwaltung in Frage gestellt werde. 
Der Direktor antwortete, dass er über-

zeugt sei, «dass sich der Status in na-
her Zukunft nicht ändern wird». Zu-
nächst müssen sich alle betroffenen 
Instanzen (ZAS, Eidgenössisches De-
partement für Finanzen, Bundesamt 
für Sozialversicherungen) verständi-
gen, um zuhanden des Bundesrats 
eine gemeinsame Position zu dieser 
Frage auszuarbeiten. Der Bundesrat 
wird anschliessend eine Antwort zu-
handen des Parlaments formulieren 
(Motion des Ständerats Erich Ettlin 
«Sicherstellung der Governance, der 
Transparenz, der Kohärenz und der 
Beaufsichtigung der Tätigkeiten des 
Bundes im Bereich der AHV/IV/EO»), 
in der die Frage nach einer möglichen 
Statusänderung der ZAS gestellt wird. 
«Es handelt sich um einen politischen 
Entscheid, der viel Zeit in Anspruch 
nehmen wird», wiederholte Adrien 
Dupraz. Seiner Meinung nach würde 
sich eine mögliche Statusänderung 
der ZAS nicht auf die Arbeitsbedingun-
gen auswirken, da die ZAS im Stan-
dardfall das BPG übernehmen sollte.

� Luc Python
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Gewerkschaftliche Offensiven im 2023 

Für höhere Löhne und mehr Gleichstellung 
Der neue SGB-Verteilungsbericht zeigt auf: Die Lohn- und Einkommensschere öffnet sich wieder. Für die Gewerkschaften stehen deshalb weitere 
Lohnerhöhungen im Zentrum, damit der Lohnrückstand aufgeholt wird. Aufgrund der Teuerung fordert der Schweizerische Gewerkschaftsbund die 
Wiedereinführung des automatischen Teuerungsausgleichs. Weil die Krankenkassenprämien inzwischen für viele untragbar hoch sind, sind mehr 
Prämienverbilligungen nötig. Auch bei den Arbeitszeiten braucht es eine Trendwende: Anstatt immer neue Ausnahmen bei den Arbeits- und Ruhe
zeiten zu fordern, sollen sich die Arbeitgeber wieder an der Arbeitszeitreduktion beteiligen, um den Gesundheitsschutz und das Familienleben der 
Arbeitnehmenden zu verbessern. 

Der veröffentlichte SGB-Verteilungsbericht zeigt: Die 
Lohnschere hat sich wieder geöffnet. Die Löhne sind 
zu wenig gestiegen, um die Teuerung und den Lohn-
rückstand auszugleichen. Die Berufstätigen mit un-
teren und mittleren Löhnen haben heute real weni-
ger Lohn als 2016. Aufwärts ging es hingegen bei 
den obersten 10 Prozent. Dazu kommt, dass der 
Prämienschock bei den Krankenkassen von 6.6 Pro-
zent einmal mehr stärker ausfällt als die Lohnerhö-
hungen und die Aufstockung der Prämienverbilli-
gungen. 2023 wird ein Paar mit 2 Kindern erstmals 
1000 Franken im Monat für die Prämien zahlen 
müssen.

Bessere Lage der Berufstätigen dank Gewerk-
schaftsarbeit
Gute Gesamtarbeitsverträge und aktive Gewerk-
schaften sorgen weltweit dafür, dass die Löhne aus-
geglichener verteilt werden. Sie verhindern Dum-
ping und Lohndiskriminierung. SGB-Präsident 
Pierre-Yves Maillard: «Ohne die Arbeit der Gewerk-
schaften hier bei uns und weltweit wäre die einzige 
Antwort auf die aktuelle Inflation nur die Rezes

sionspolitik der Zentralbanken gewesen. Die arbei-
tenden Menschen erwarten aber zu Recht eine ande-
re Antwort, nämlich die Stärkung ihrer Kaufkraft.»

Stress am Arbeitsplatz
Die Arbeitgeber fordern immer mehr Ausnahmen bei 
den Arbeits- und Ruhezeiten – auf Kosten der Arbeitneh-
menden, ihrer Gesundheit und ihres Familienlebens. 
Die Arbeitnehmenden sollen möglichst immer verfügbar 
sein, aber gleichzeitig wenig kosten. Gesundheitsschutz 
und familienfreundliche Arbeitszeiten dürfen kein Privi-
leg für Besserverdienende werden, deshalb müssen sich 
die Arbeitgeber wieder an den Arbeitszeitverkürzungen 
beteiligen. Heute reduzieren viele Berufstätige ihr  
Arbeitspensum auf eigene Kosten – sofern sie es sich 
finanziell leisten können.
Ein anderer, wichtiger Grund für Teilzeitarbeit sind 
Kinder oder andere Betreuungspflichten. Die Arbeit
geber haben sich in den letzten 30 Jahren jedoch kaum 
mehr an der Arbeitszeitverkürzung beteiligt. Bis 1990 
reduzierten sie die betriebsübliche Arbeitszeit alle 10 
Jahre um ein bis zwei Stunden – bei gleichem Lohn. 
Seither müssen die Arbeitnehmenden die Arbeitszeit-
verkürzungen selber bezahlen – mit Teilzeit und weni-
ger Lohn. Um bei der Gleichstellung vorwärts zu kom-
men, braucht es für Unia Präsidentin Vania Alleva nicht 
nur planbare und familienfreundliche Arbeitszeiten, 
sondern «endlich die Aufwertung von klassischen 
Frauen-Branchen, die nach wie vor schlechter bezahlt 
sind. Das heisst mehr Lohn, Zeit und Respekt.» Des-
halb mobilisierten die Gewerkschaften 2023 für den 
feministischen Streik am 14. Juni.
� SGB/Martine Currat

Den Bericht finden Sie unter www.sgb.ch, 
Dossier 154: Verteilungsbericht 2023
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Gemeinsam für den feministischen Streik
Der PVB wird sich auch am feministischen Streik beteiligen und ist in der Arbeitsgruppe des SGB 
vertreten. Der PVB lädt mit seiner Gleichstellungskommission im März und Juni zu einem Austausch 
zur Vorbereitung des Streiks ein. Es gibt bereits Gleichstellungsgruppen, die in Genf, Neuenburg 
und Zürich organisiert sind und weitere werden noch hinzukommen. Die genauen Informationen 
und Inhalte werden mit den Einladungen folgen. Der PVB freut sich auf einen bunten und diversen 
14. Juni 2023 in der Bundesverwaltung, in der ETH und in den bundesnahen Betrieben. 
Wollen Sie am 14. Juni an Ihrem Arbeitsplatz auch eine Aktion oder Veranstaltung planen? Dann 
setzen Sie sich mit der verantwortlichen Verbandssekretärin Norma Giannetta in Verbindung.
Norma Giannetta

Daniel Lampart, Pierre-Yves Maillard und Vania Alleva präsentieren die gewerkschaftlichen Forderungen für 2023
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Eine starke Demokratie braucht einen starken 
Service public  � Amèle Debey

Trotz ihres Gesundheitssystems, das zu den teuersten der Welt gehört, belegt die Schweiz in der Rangliste der Länder  
mit den besten Lebensbedingungen nach wie vor einen guten Platz. Das liegt nicht zuletzt an ihrem Service public. Was 
trifft also zu: Gibt es zu viel davon? Oder zu wenig? Ist der Service public auch in Krisenzeiten ein Garant für Demokratie? 
Ein Überblick. 

PVBMagazin-eAPC | März 2023
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Globale Pandemie, Krieg in Europa, Inflation, Gas- 
und Stromkrise: Die letzten Jahre waren alles ande-
re als einfach. Der PVB hat in der Vergangenheit 
wiederholt darauf hingewiesen, dass die Schweiz 
diesen Herausforderungen nicht zuletzt dank ihres 
starken Service public gewachsen war. Oder wie es 
Verbandssekretär Luc Python zusammenfasst: «Der 
Service public umfasst ganz allgemein sämtliche Ak-

tivitäten im Dienst der Gesellschaft. Er ist darauf 
ausgerichtet, bestimmte Bedürfnisse der Bevölke-
rung von allgemeinem Interesse zu befriedigen. Er 
hat demzufolge auch eine gemeinnützige und soziale 
Funktion. Er ermöglicht allen Menschen den Zugang 
zu gewissen Gütern und Dienstleistungen und trägt 
damit zur Solidarität und zum sozialen Zusammen-
halt bei.»

Eine uralte Debatte

Laut Barbara Gysi, Präsidentin des PVB und Natio-
nalrätin, ist «ein starker Service public ein Garant 
für Demokratie, sozialen Zusammenhalt und Chan-
cengleichheit. Das reibungslose Funktionieren des 
Staates ist untrennbar mit dem ordnungsgemässen 
Funktionieren des Landes verbunden. Damit der 
Service public seinen Auftrag erfüllen kann, muss er 
mit den notwendigen Mitteln ausgestattet werden. 
Das ist ein ständiger Kampf. Der Service public wird 
mehr denn je in Frage gestellt: Ein beachtlicher Teil 
des Parlaments fordert immer wieder Kürzungen 
staatlicher Leistungen, hauptsächlich aus ideologi-
schen Gründen.» So ist die Mitarbeiterzahl bei Bund 
und Kantonen ein Thema, das in fast jeder Session 

wieder auftaucht. Dies, obwohl die Nachfrage nach 
Personal weiter wächst, um die Leistungen sicherzu-
stellen, die von selbigem Teil des Parlaments gefor-
dert werden, insbesondere in den Bereichen Sicher-
heit, Migration und Gesundheit. Dies hat zur Folge, 
dass Leistungen ausgelagert werden müssen, was für 
den Staat kostspieliger ist und zu einer Verschlech-
terung der Arbeitsbedingungen führt. 

Es gibt Stimmen, die 
weniger Service public 
und weniger Staat for-
dern, andere wiederum 
sind der Auffassung, 
dass er, gemessen an 
den Bedürfnissen der 
Bürgerinnen und Bür-
ger unzureichend ist. 
Kurz: Das Thema ist ein 
Dauerbrenner.

Wie sähe eine Schweiz ohne Service  
public aus?

Laut Jérôme Hayoz, Generalsekretär des PVB, «würde 
der Verzicht auf Grundversorgungsaufträge wie bei-
spielsweise im Kommunikations- oder Verkehrswesen 
zu einem Leistungsabbau oder zu Preiserhöhungen in 
den sogenannten Randregionen führen. Damit würde 

der territoriale, aber auch der wirtschaftliche Zusam-
menhalt des Landes gefährdet». 

Barbara Gysi fügt hinzu: «Die Covid-Krise hat ge-
zeigt, dass es in der Schweiz einen starken Service 
public braucht. Dies gilt natürlich in erster Linie für 
das Gesundheitspersonal, aber auch für alle anderen 
Dienstleistungssektoren, die entscheidend dazu bei-
getragen haben, die Pandemie und deren Folgen in 
der Gesellschaft zu bewältigen. Der Schlüssel zu die-
sem Erfolg ist die Schnelligkeit. Ob an den Grenzen, 
im Gesundheitswesen, in der Armee oder in der 
Wirtschaft, um nur einige zu nennen: Dem Bund ist 
es gelungen, in Rekordzeit sinnvolle, durchdachte 
und pragmatische Lösungen zu präsentieren.»

Reto Wyss, SGB-Zentralsekretär, fasst die Situation 
wie folgt zusammen: «In Krisenzeiten kann die  
Koordination nur zentralisiert erfolgen – und im 
Sinne einer Grundversorgung muss diese Koordina-
tion zu einem grossen Teil durch staatliche Ak-

10  | Dossier |

Gut zu wissen!
MeteoSchweiz sorgt für eine kontinuierliche Überwachung

Die Aufgabe des Bundesamts für Meteorologie und Klimatologie ist es, 
rund um die Uhr und an 365 Tagen im Jahr qualitativ hochwertige Prog-

nosen zu liefern, um kritische und mitunter extreme Wetterlagen vorher-
zusehen. Zudem ermöglicht es dem Nuklearsektor die Entwicklung eines 
feinmaschigen Modells, das alle drei Stunden die Windfelder berechnet, 
die bei einem Unfall beispielsweise eine radioaktive Wolke mit sich führen 
könnten. Im Bedarfsfall kann diese Berechnung auch rund um die Uhr 
durchgeführt werden.

Gut zu wissen!
Agroscope erweckt alte Kartoffelsorten 
zum Leben

Die Forschungsanstalt Agroscope, Pionierin 
in der Pflanzenbiotechnologie, betreibt 

Forschung, berät politische Instanzen, über-
nimmt Vollzugsaufgaben und fördert den  
Wissensaustausch und den Technologietrans-
fer. Im Jahr 2019 ist es ihr gelungen, 17 alte 
Kartoffelsorten, die vom Markt verschwunden 
sind, weil sie von verschiedenen Krankheiten 
und Erregern befallen waren, wieder auf den 
Schweizer Markt zu bringen.
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teur:innen sichergestellt werden, um ein Privat
monopol zu vermeiden. Der Staat oder der Bund 
kann auch die Finanzierung von Diensten oder Leis-
tungen sicherstellen, die in Krisenzeiten nicht mehr 
rentabel sind. Wie beispielsweise die beiden ersten 
Covid-Impfkampagnen im öffentlichen Gesundheits-
wesen.»

Er spinnt den Faden weiter: «Es würde vielleicht 
auch ohne Service public gehen, aber anders, nicht 
für alle und es wäre viel teurer. Eines der besten Bei-
spiele ist die Privatisierung der Eisenbahn in England 
vor bald dreissig Jahren. Nichts funktioniert. Die 
Qualität der Infrastruktur ist erbärmlich, die Ticket-
preise exorbitant. Auch in Deutschland hat die Ausla-

gerung der Deutschen Bahn vor fast dreissig Jahren 
zu einer Qualitätsminderung und zu einer Verringe-
rung des Angebots geführt. Der Zustand von tausen-
den Kilometern Schienen wurde vernachlässigt.»

Für Luc Python ist die Situation klar: «Das Ziel von 
Privatunternehmen ist der Profit. Für sie stehen Pro-
duktivität und Rentabilität im Vordergrund und 
nicht der Service public. Sollten öffentliche Leistun-
gen verschwinden, würden grosse Teile der Bevöl-
kerung benachteiligt. Es hätten nicht mehr alle Be-
völkerungsgruppen Zugang zu einer qualitativ 
hochwertigen Grundversorgung mit bestimmten 
Gütern und Infrastrukturleistungen und diese wären 
nicht mehr in allen Regionen des Landes zu er-
schwinglichen Preisen erhältlich.»

Ohne Swissmedic wäre die Sicherheit 
der Bevölkerung gefährdet 

Der Sprecher von Swissmedic, dem Schweizerischen 
Heilmittelinstitut, erklärt, dass «es ohne Heilmittel-
gesetz auch keine Reglementierung für Heilmittel 
bezüglich Zulassungen, Marktaufsicht und straf-
rechtliche Verfolgung von Gesetzesverstössen mehr 
gäbe.

 Jeder könnte Medikamente herstellen und diese 
auf den Markt bringen. Jeder könnte auch Medi-
zinprodukte (Pflaster, Herzschrittmacher, Compu-
tertomografen usw.) herstellen und auf den Markt 
bringen und es gäbe diesbezüglich keine Richt
linien. In diesem gänzlich hypothetischen Fall 
wäre die Sicherheit der Bevölkerung vermutlich 
stark gefährdet.»

Undenkbar für das Schweizerische  
Nationalmuseum 

Das Schweizerische Nationalmuseum könnte ohne 
Service public nicht existieren. Barbara Meglen, 
Mitglied der Geschäftsleitung: «Gemäss Bundes
gesetz über die Museen und Sammlungen des  
Bundes (MSG) ist das Schweizerische National
museum (SNM) vom Bund beauftragt, wichtige 
bewegliche Kulturgüter der Schweiz zu erhalten, 
das Bewusstsein der Bevölkerung für die Kulturen 
der Schweiz zu stärken und Objektforschung zu 
betreiben. Ein völlig privates SNM ist daher absolut 
undenkbar.»

Gut zu wissen!
Der Service public ist der grösste  
Arbeitgeber der Schweiz

Laut einem Artikel der Zeitung Le Temps zähl-
te die Schweiz Ende Juni 2020 3,98 Millio-

nen Beschäftige (in Vollzeitäquivalenten). In 
den letzten zehn Jahren haben die Verwaltung, 
das Gesundheits- und das Bildungswesen am 
meisten Stellen geschaffen. Der Höchststand 
wurde Ende des dritten Quartals 2019 mit 
insgesamt 4,018 Millionen Arbeitsplätzen 
erreicht. «Das ist eine erfreuliche Zahl und ein 
Zeichen für einen dynamischen Arbeitsmarkt, 
im internationalen Vergleich wird dies noch 
deutlicher», sagt Michael Siegenthaler, Öko-
nom bei der KOF, der Konjunkturforschungs-
stelle der ETH Zürich.

Gut zu wissen!
Auszahlung von 2,5 Millionen AHV-Renten 
und MWST-Einnahmen von 3 Milliarden

Im Dezember 2021 erhielten 2’470’700 Perso-
nen in der Schweiz oder im Ausland eine 

Altersrente und 207’100 eine Hinterbliebenen-
rente. Im Vergleich zum Vorjahr hat die Zahl 
der Bezügerinnen und Bezüger von Altersren-
ten um 1,3 % bzw. um 32’000 Personen zuge-
nommen. In 4’600 Fällen (14 %) wurden diese 
Renten an im Ausland wohnhafte Versicherte 
ausbezahlt. Der Bund als zweitwichtigste Fi-
nanzierungsquelle steuerte 9,5 Milliarden bei. 
Über das Mehrwertsteuerprozent zugunsten 
der AHV wurden Einnahmen von 3,0 Milliarden 
Franken erzielt.
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Wo es hapert…

Das Schweizer Gesundheitssystem, 
Bestandteil des Service public, gehört 
zu den teuersten der Welt, was nicht 
zuletzt auf das Kopfprämiensystem zu-
rückzuführen ist, das in Bezug auf die 
Finanzierung der Grundversicherung 
eine himmelschreiende Ungerechtig-
keit ist. 

«Die Qualität stimmt, aber die Kos-
ten sind sehr hoch. Vor allem, wenn 
man die Situation beispielsweise mit 
Dänemark vergleicht, wo die Kosten 
bei ähnlicher Qualität bedeutend tie-
fer sind, ohne dass die Arbeitsbedin-
gungen in der Pflege schlechter  
wären», meint Reto Wyss. «Die Sozial-
versicherung in der Schweiz, die von 
rund fünfzig privaten Unternehmen 
betrieben wird, ist ein Ausnahmefall. 
Das Gleiche gilt für die Spitäler. Die 
öffentlichen Einrichtungen wurden 

fast alle ausgelagert oder privatisiert. 
In allen Bereichen des Gesundheits-
systems lässt sich beobachten, dass 
dem privaten Markt Tür und Tor geöff-
net wird – dieser hat ein grosses Inte-
resse daran, möglichst viele Leistun-
gen zu erbringen.»

Digitale Herausforderungen

Bereits im Jahr 2016 schreibt Hans 
Werder, ehemaliger Generalsekretär 
des Eidgenössischen Departements 
für Umwelt, Verkehr, Energie und 
Kommunikation (UVEK), in einem Be-
richt: «Wenn der Service public auch 
in Zukunft eine starke Stellung haben 
soll, muss er sich mit der Gesellschaft 
verändern und neue technologische 
Entwicklungen aufnehmen. Zentral ist 
hier die rasante Digitalisierung aller 

Prozesse bis hin zum «Internet der 
Dinge». Die schweizerischen Ser-
vice-public-Unternehmen sind bei 
diesen Entwicklungen vorne mit da-
bei. Beispiele für neue Dienstleistun-
gen sind das Bezahlen per Handy, mo-
derne E-Commerce-Lösungen, der 
elektronische Datenaustausch im Ge-
sundheitswesen, die intelligente Steu-
erung von Wärmepumpen und damit 
die Stabilisierung der Stromnetze oder 
leistungsfähige und sichere Cloud- 
Lösungen für die Wirtschaft.»

Vier Jahre später schreibt Pier-
re-Yves Maillard, Präsident des SGB, 
in einem ausführlichen Dossier: «Zu 
Beginn der 20er-Jahre des dritten 

Jahrtausends, wo gigantische private, 
multinationale Monopole intime Da-
ten über jeden einzelnen von uns 
sammeln und vermarkten, erschei-
nen die alten und bescheidenen, de-
mokratisch kontrollierten öffentli-
chen Monopole a posteriori als 
wünschenswerter Horizont der Frei-
heit und Nüchternheit. (…)

Die Zeit des Service public ist zu-
rückgekehrt. Er zeigt sich in Form  
einer neuen Idee, die es zu rehabilitie-
ren und neu zu begründen gilt, dies 
unter Berücksichtigung seiner Grund-
prinzipien, die auch diejenigen einer 
menschlichen und gerechten Gesell-
schaft sind.»

Zusammenfassend lässt sich sagen, 
dass der Service public in der Schweiz 
unter Beweis gestellt hat, wie wichtig 
er in Krisenzeiten jeglicher Art ist. Ihm 
stehen aber noch grosse Herausforde-
rungen bevor. Es ist indes undenkbar, 
auf diesen Garanten für Demokratie 
und Chancengleichheit zu verzichten. 
Ansonsten würde die Gefahr bestehen, 
dass die Kontrolle an private Unter-
nehmen abgegeben wird, die aus-
schliesslich an Profit und nicht am 
Wohlergehen der Bevölkerung interes
siert sind.

Gut zu wissen!
Die Luftwaffe sucht nach  
vermissten Personen 

Die Luftwaffe sucht im Durch-
schnitt einmal pro Woche,  

oft nachts, nach vermissten 
Personen. Ein mit einer Infrarot-
kamera ausgestatteter Super 
Puma steht rund um die Uhr für 
solche Einsätze bereit.

Gut zu wissen!
Daten zeigen uns, woher wir kommen und wohin wir gehen 

Das Bundesamt für Statistik liefert mit verlässlichen Zahlen unverzicht-
bare Grundlagen, die richtungsweisend für unsere Zukunft sowie  

für die Planung öffentlicher Infrastrukturen wie Schulen, Altersheime, 
Strassen oder Eisenbahnlinien sind. 
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Gut zu wissen!
Ein aufsehenerregendes Forschungsergebnis am PSI

Neue Materialien könnten dank einer Entdeckung am Paul Scherrer  
Institut PSI die Computertechnik revolutionieren. Der Forscher Milan 

Radovic hat in «Communication Physics» ein aufsehenerregendes  
Forschungsergebnis zu transparenten Oxiden (TO) vorgestellt, das die  
Tür zu dieser neuen Technologie weit aufstossen könnte.	  
Es ist kein Zufall, dass dieses Ergebnis ausgerechnet am PSI erzielt wur-
de: Das Institut verfügt über ein Labor namens Synchrotron Lichtquelle 
Schweiz (SLS), das beste Voraussetzungen bietet, um Stoffe mit hoher 
örtlicher und zeitlicher Auflösung zu durchleuchten. Solche spektroskopi-
schen Methoden sind eine Spezialität des Schweizer Forschungszentrums. 
Weltweit existieren nur drei Orte, an denen alle diese Voraussetzungen 
gleichzeitig erfüllt sind. 	  
Das PSI und die EMPA sind Teil des ETH-Bereichs, dem auch die ETH  
Zürich, die EPF Lausanne, das Eawag (Wasserforschungsinstitut) und die 
WSL (Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft) 
angehören. Der Bund stellt dem ETH-Bereich jedes Jahr bedeutende  
finanzielle Mittel zur Verfügung, um Forschung und Ausbildung langfristig  
sicherzustellen. Im Jahr 2022 machten die Bundesbeiträge 72 % bzw. 
2’888 Millionen Franken des Gesamtbudgets des ETH-Bereichs aus. Das 
PSI erhielt 336 Millionen und die EMPA 110 Millionen Franken.

Gut zu wissen!
2022 stammt eine der wichtigsten Erfindungen aus der EMPA 

Die Eidgenössische Materialprüfungs- und Forschungsanstalt EMPA  
hat eine biologisch abbaubare Einwegbatterie entwickelt. Das renom-

mierte amerikanische Magazin «Time» publizierte eine Liste mit den  
bedeutendsten Erfindungen des Jahres 2022. Darunter befindet sich auch 
jene von Gustav Nyström und seinem Team vom «Cellulose & Wood  
Materials Laboratory» der EMPA. Die Erfindung ebnet den Weg für eine 
ökologische Elektronik der Zukunft.
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«Der Service public hält die Schweiz  
zusammen.»
Interview mit Paul Rechtsteiner, Alt-Ständerat und  
ehemaliger Präsident des SGB
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Du hast dich als Präsident des SGB und als Parlamen-
tarier stark für den Service public engagiert. Was  
waren deine Beweggründe? Und deine grössten Erfolge? 
Was macht die Schweiz im Guten aus? Wenn man es sich 
überlegt, dann sind es nicht nur die Landschaft, die Berge 
und die direkte Demokratie. Sondern auch der funktionie-
rende Leistungsstaat. Es ist der Service public, der die 
Schweiz zusammenhält. Diesen konnten wir über alles 
gesehen in den letzten Jahrzehnten erfolgreich verteidi-
gen und weiterentwickeln. Das ist nicht selbstverständ-
lich. Vor allem nicht im europäischen und weltweiten  
Vergleich. Denn auch bei uns begannen in der Aera des 

Neoliberalismus ab Mitte der 1990er- 
Jahre heftige Angriffe auf den Sozial-
staat und den Leistungsstaat. Im  
Visier dieser Angriffe waren insbe-
sondere die Bundesunternehmen. 
Eingeleitet wurden die neoliberalen 
Attacken auf den Leistungsstaat mit 
dem Weissbuch vieler Wirtschafts-
grössen, insbesondere aus dem Fi-
nanzsektor unter dem Titel «Mut zum 
Aufbruch». Es waren die Kreise, die 
später beispielsweise den Beinahe- 
Untergang der UBS zu verantworten 
hatten. Diese musste durch ein 
66-Milliarden-Paket von Bund und 
Nationalbank gerettet werden. 
Über alles gesehen war die Verteidi-
gung des Service public in der Schweiz 
trotz einem widrigen Umfeld erfolg-

reich. Die Gewerkschaften spielten eine Schlüsselrolle. 
Hilfreich war die direkte Demokratie. Beispielsweise beim 
Referendumserfolg gegen die Strommarktliberalisierung 
2002. Er zeigte, dass die Bevölkerung einen starken Ser-
vice public will. Auch bei der Bahn und der Post.
Zentral war in den letzten Jahren die Verkehrskommission 
des Ständerats, ein vielleicht unterschätztes Gremium 
von nur 13 Köpfen, in das ich mit der Wahl in den Stände-
rat Einsitz nehmen konnte. Es war die Verkehrskommis
sion des Ständerats, in der die Bahnvorlagen getaktet 
und die Privatisierung von Postfinance und Swisscom 
versenkt wurden. Nicht nur die Linke, sondern auch  
bürgerliche Ständeräte aus wirtschaftlich schwächeren 
Regionen sind zuverlässige Bündnispartner bei der Ver-
teidigung des Service public. 

Welches sind die grössten wirtschaftlichen, politischen 
und gesellschaftlichen Herausforderungen im Zusam-
menhang mit den Service public in der Schweiz? Wie 
siehst du die Entwicklung des Service public in den 
kommenden Jahren? 
Zuletzt hat die Covid-Krise gezeigt, wie wichtig ein funktio
nierender und leistungsfähiger Staat für die Bevölkerung 
und die Wirtschaft ist. Dass wir auch im internationalen 
Vergleich so gut durch die Krise gekommen sind, ist mass-
gebend der engagierten und kompetenten Verwaltung zu 
verdanken. Abgesehen von politischen Entscheiden, die, 
über alles gesehen, auf der Höhe der Herausforderungen 
waren. 
Der Service public muss sich immer wieder an die verän-
derten Bedürfnisse anpassen. Zwei Beispiele müssen ge-
nügen. Die Klimakrise ist eine epochale, ja planetarische 
Herausforderung. Eine kompetente Verwaltung spielt 
beim dringenden ökologischen Umbau eine zentrale Rol-
le. Von der Energieversorgung bis zum Verkehrssystem 
hängt vieles von der Kompetenz und vom Engagement der 
öffentlichen Verwaltung ab. Ein zweites Beispiel: Wo es 
um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie geht, spielt 
die Kinderbetreuung eine Schlüsselrolle. Richtig verstan-
den gehören Kindertagesstätten zum Service public. Hier 
hat die Schweiz noch grossen Nachholbedarf. Aber auch 
Chancen für die Zukunft. 

In meinen 36 Jahren im Bundeshaus 
habe ich eine grosse Zahl von fähigen und  
engagierten Beamten und Angestellten erlebt. Sie 
waren sich bewusst, welche anspruchs- und  
verantwortungsvolle Aufgabe sie im Interesse der 
Bevölkerung erfüllen. 

 

Die Digitalisierung auch der öffent
lichen Dienstleistungen ist unausweichlich.  
Sie muss aber immer wieder auf die Effizienz,  
die Bürgerfreundlichkeit, den Datenschutz  
hinterfragt werden. 
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Welche Botschaft möchtest du zum Zeitpunkt deines Rücktritts aus dem 
Ständerat an die Mitarbeitenden des Bundes richten?
Die Qualität des Service public hängt direkt vom Engagement und der Kompe-
tenz der Mitarbeitenden ab, die diese Leistungen erbringen. Diese sind – wie-
derum über alles gesehen – beeindruckend. Ich meine auch, dass dies von 
einer Mehrheit der Bevölkerung ebenfalls so gesehen wird. 
Dabei übersehe ich nicht, dass das mediale und politische Klima oft von einer 
gewissen Staatsfeindlichkeit geprägt wird. Angefangen hat das 1979, als aus-
gerechnet die Staatspartei FDP 1979 mit dem Slogan «Mehr Freiheit – Weniger 
Staat» in die Wahlen zog. Im Gleichklang zu Thatcher und Reagan. Rückbli-
ckend war das für die FDP allerdings keine Erfolgsgeschichte. Die SVP hat sie 
mit virulenten Anti-Staats-Kampagnen weit über-
holt. Dabei ist kein anderer Zweig der Wirtschaft in 
einem ähnlichen Ausmass auf den Staat angewie-
sen wie die Landwirtschaft. 
Somit gilt auch hier: Die Anti-Staats-Kampagnen 
mögen medial eine enorme Resonanz haben. In der 
realen Wirkung sollten sie dennoch nicht über-
schätzt werden. Das gilt nicht nur für die Schweiz. 
Es lohnt sich, die Werke des Weltökonomen Thomas 
Piketty zu lesen, wenn man die Bedeutung der 
staatlichen Sektoren in entwickelten Gesellschaf-
ten unabhängig von ihrer kapitalistischen Ausrich-
tung erfassen will. 

Die Politik will oft mehr Service public, tut sich 
jedoch schwer, die Budgets entsprechend anzu-
passen. Was denkst du darüber? 
Insgesamt sind die staatlichen Leistungen in der Schweiz solid finanziert. Der 
Verschuldungsgrad der öffentlichen Hand ist im internationalen Vergleich ge-
radezu bescheiden, Covid-Milliarden hin oder her. In der Steuerpolitik der 
letzten Jahre gibt es positive und negative Entwicklungen. Negativ waren in 
den letzten Jahrzehnten die Steuersenkungen insbesondere für die Unterneh-
men. Auch diese sind auf eine funktionierende Infrastruktur angewiesen, be-

nötigen Strassen und gut ausgebildete Arbeitskräfte. Positiv ist, dass jetzt, 
auch bedingt durch internationale Entwicklungen, ein gewisser Gegentrend 
eingesetzt hat. Und für die Schweiz ist bemerkenswert, dass alle Steuervorla-
gen zur Entlastung Vermögender in den letzten Jahren in Referendumsabstim-
mungen gescheitert sind. Das ist ein Signal, dass eine Wende in der Steuer
politik möglich wird.

Wie wird sich die Digitalisierung auf den Service public auswirken (SRG, 
Verwaltung)?
Die Digitalisierung auch der öffentlichen Dienstleistungen ist unausweichlich. 
Sie muss aber immer wieder auf die Effizienz, die Bürgerfreundlichkeit, den 

Datenschutz hinterfragt werden. Öffentliche 
Dienstleistungen müssen für alle zugänglich 
sein. Und überhaupt: Letztlich kommt es ent-
scheidend auf die Menschen an, auf ihre 
Kompetenz, auf ihre Fähigkeiten und ihr En-
gagement. Digitalisierung kann nie das Ziel, 
sondern nur ein Mittel sein.  

Man hört oft, dass der Service public ein 
Effizienzproblem hat. Entspricht dies der 
Realität? Was ist deine Meinung? 
In meinen 36 Jahren im Bundeshaus habe 
ich eine grosse Zahl von fähigen und enga-
gierten Beamten und Angestellten erlebt. 
Sie waren sich bewusst, welche anspruchs- 
und verantwortungsvolle Aufgabe sie im In-
teresse der Bevölkerung erfüllen. An der Ef-

fizienz fehlte es nicht. Wenn ich etwas kritisch sehe, dann die Tendenz, statt 
Dossierverantwortlichen immer mehr Kommunikationsbeauftragte einzu-
stellen. Eine gute öffentliche Verwaltung und ein effizienter Service public 
sind nicht eine Frage der Kommunikation, sondern eine Frage qualitativ 
hochwertiger Leistungen. Diese stehen glücklicherweise bis heute im Vor-
dergrund. 

Von der Energieversorgung  
bis zum Verkehrssystem hängt vieles von 
der Kompetenz und vom Engagement der 
öffentlichen Verwaltung ab. 
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«Assurer les salaires, l’approvisionnement, l’avenir.  
Parce que vous le méritez.»

Ce slogan, présent tout au long de ma campagne, c’est l’engagement que je prends auprès de la population en tant que candidate au 
Conseil des Etats. Ce sont aussi des valeurs que je défends en tant que présidente de l’APC. 

Pour bien vivre, nous avons besoin de salaires équitables et de rentes sûres. C’est pourquoi je m’engage pour l’égalité salariale  
entre les sexes. Au vu de la crise inflationniste actuelle, une compensation du renchérissement est importante. L’APC a obtenu 2.5 %  
de hausse des salaires pour le personnel de la Confédération et du domaine des EPF et continuons à nous engager pour que les  
retraité.e.s puissent également voir leurs rentes adaptées au coût de la vie. Pour lutter contre la pauvreté grandissante en Suisse, 
nous devons également mettre en place des prestations sociales étendues et davantage de réductions de primes. 

Un système de santé de haut niveau est également indispensable à notre société. Mais il ne peut fonctionner à long terme que si les 
conditions de travail du personnel de santé s’améliorent. Que ce soit dans le domaine de la santé, de l’éducation, des transports ou 

de l’énergie, nous avons besoin d’un service public fort, garanti dans toutes les régions. Ce service au public est aussi assuré 
par vous, collaborateurs et collaboratrices de la Confédération, de ses entreprises et du domaine des EPF. Votre travail est 

indispensable au bon fonctionnement de notre pays (voir notre dossier en page 20) 

La crise climatique est la plus grande crise de notre époque. Les émissions de gaz à effet de serre et la dépendance  
au pétrole et au gaz doivent être réduites le plus rapidement possible. Dans ce contexte, il me tient à cœur que les 
mesures de protection du climat ne se fassent pas au détriment des personnes à revenus normaux ou faibles. 

Le 12 mars prochain, respectivement le 30 avril au 2e tour des élections, j’espère vivement succéder à Paul Rechsteiner, 
un politicien et syndicaliste qui aura sans doute marqué l’histoire (voir son interview en page 25). Je remercie d’ores et 
déjà tou.te.s les membres de l’APC de leur soutien dans les urnes (pour les Saint-Gallois.e.s)!

Barbara Gysi, présidente de l’APC

#LaChronique

Si je devais résumer mon parcours professionnel, je dirais 
que je suis un «syndicaliste du service public». J’ai débuté au 
SEV en 2007. J’y ai appris beaucoup sur la Suisse, les trans-
ports publics et toutes les personnes qui œuvrent en ar-
rière-plan – un pan du service public très connu, aimé et respec-
té de la population. Mon engagement au Syndicat suisse des mass 
media a quant à lui été très marquant et intense: la SSR, autre institution 
du service public, était et est encore la cible d’attaques, notamment à l’époque 
autour de l’initiative «No Billag». Alors que je défends aujourd’hui, au sein de 
l’APC, les intérêts des collaborateurs et collaboratrices de la Confédération, de 
ses entreprises et du domaine des EPF, je constate que l’administration pu-
blique, comme d’autres acteurs du service public, est souvent traitée avec peu 
de considération alors que sans elle, rien ne fonctionnerait, à quelque niveau 
que ce soit. 

Or, nous devons appréhender le service public comme un tout. Le Conseil fédé-
ral le définit comme suit: «Le service public comprend la fourniture de base de 
biens et de prestations d’infrastructure qui doivent être disponibles pour toutes 
les couches de la population et toutes les régions du pays, aux mêmes condi-

tions, dans une bonne qualité et à des prix raisonnables». 
Pour que ce principe puisse être respecté, il faut une organi-
sation solide et justement un «mandataire» qui puisse le garan-

tir. La Confédération et son administration, dans ce rôle de man-
dataire fiable assurent la stabilité de la Suisse; elles n’y parviennent 

que grâce à toutes les personnes qui sont au service de la Confédé-
ration et qui le font avec beaucoup d’engagement, de compétence et de 

conviction. Les reproches récurrents de certains milieux politiques à l’encontre 
du personnel de la Confédération sont d’autant plus graves. Il faut bien davan-
tage valoriser leurs prestations faciles d’accès, avantageuses et de grande quali-
té, un rôle que nous prenons au sérieux à l’APC et également personnellement, 
en tant que syndicaliste du service public! 

Jérôme Hayoz, 
secrétaire général de l’APC



PVBMagazin-eAPC | Mars 2023

Mobbing à la Caisse de compensation (CdC)

Requête de l’APC acceptée

L’APC a rencontré le directeur de la Caisse de com-
pensation (CdC), Adrien Dupraz, ainsi que le res-
ponsable du personnel, Michaël Studer le 12 janvier 
dernier pour un échange sur les résultats de l’en-
quête effectuée en 2022 par l’entreprise empiricon 
sur mandat de la direction à propos du mobbing et 
le harcèlement sexuel. La délégation de l’APC était 
formée de René-Simon Meyer et Massimo Tognola, 
co-présidents de l’APC Genève ainsi que de Luc Py-
thon, secrétaire d’association. 

Mobbing: deux instances externes à disposi-
tion des employé.e.s 
Le directeur a expliqué les mesures qu’il a mises en 
place l’an dernier en matière de gestion du mobbing 
au sein de la CdC. Les résultats de l’enquête ont mon-
tré une baisse du pourcentage de cas de mobbing, 
qui est passé de 10 % à 7 % au sein de la CdC, chiffre 
correspondant à celui de l’administration fédérale. 
Pour Adrien Dupraz cependant, parmi les partici-
pant.e.s au sondage, 46 personnes se plaignent en-
core de mobbing et 5 de harcèlement sexuel et c’est 
«inacceptable». Les personnes concernées doivent 
pouvoir dénoncer leur situation. C’est pourquoi, en 
plus des canaux internes de la Confédération, deux 
instances externes – spécialistes du mobbing – se-
ront mises à disposition des employé.e.s de la CdC 
durant le premier semestre de cette année. L’infor-
mation sera publiée sur l’intranet de la CdC. L’APC 
est satisfaite de cette décision qui correspond à la 
demande qu’elle avait faite suite à l’enquête effec-
tuée en octobre 2020 déjà.     

Contrôle de productivité, télétravail, desk sharing 
En ce qui concerne le contrôle de productivité, «le 
système sera revu dans un projet plus vaste», a affir-
mé le directeur, en réponse à la question de René- 
Simon Meyer, co-président de l’APC Genève. Il a as-
suré cependant qu’actuellement, les contrôles stan-
dards effectués ne sont pas pris en compte au niveau 
individuel mais seulement au niveau des services ou 
des sections. 

Concernant le télétravail, le responsable RH, Mi-
chaël Studer, a confirmé au secrétaire d’association 
Luc Python qu’il est possible de faire jusqu’à 3 jours 
de télétravail, en fonction du taux d’occupation et 
du type d’activité de la collaboratrice ou du collabo-
rateur. Pour les frontaliers/ères, la CdC applique les 
accords récemment conclus entre la Suisse et la 
France qui prévoient qu’il est possible de travailler 
jusqu’à 40 % de son taux d’activité en télétravail 
mais au maximum 2 jours par semaine. La CdC at-
tend encore des précisions administratives du SIF 
d’ici le courant de l’année.  

Desk sharing 
Un projet est à l’étude pour la mise en place d’un 
desk sharing à la CdC. Ce dernier devra tenir compte 
de la particularité de chaque métier par division ou 
section. Un groupe de travail a été formé qui com-
prend des collaboratrices et collaborateurs de tous 
niveaux hiérarchiques et de tous les métiers ainsi 
qu’un.e membre de la commission du personnel.

Changement de statut de la CdC à l’étude 
A la question de Massimo Tognola, co-président de 
l’APC Genève, à propos de la remise en question du 
statut de la CdC au sein de l’administration fédérale, 
le directeur a répondu qu’il est convaincu «qu’un 
changement éventuel de statut n’est pas pour de-
main». Pour l’instant, toutes les instances concer-
nées (CdC, Département fédéral des finances, Office 
fédéral des assurances sociales) doivent se concer-
ter pour élaborer une position commune sur le su-
jet à l’attention du Conseil fédéral, lequel répondra 
au parlement (motion du conseiller aux Etats Erich 
Ettlin «Assurer la gouvernance, la transparence, la 
cohérence et la surveillance des activités de la 
Confédération dans le domaine de l’AVS/AI/APG» 
qui a posé la question d’un éventuel changement de 
statut de la CdC). «La décision est politique et pren-
dra beaucoup de temps» a répété Adrien Dupraz. 
D’après lui, un éventuel changement de statut de la 
CdC n’aura pas d’incidence sur les conditions de 
travail, puisque la CdC devrait reprendre normale-
ment la LPers.� Luc Python

Ensemble pour la grève féministe
L’APC participera également à la grève féministe; elle est représentée dans le groupe de travail de 
l’USS. L’APC, dans le cadre de sa commission égalité, invite à un échange en mars, puis en juin afin 
de préparer la grève. Il existe déjà des groupes d’égalité organisés à Genève, Neuchâtel et Zurich et 
d’autres viendront s’y ajouter. Les informations précises et le contenu suivront avec les invitations. 
L’APC se réjouit d’une journée colorée et diversifiée le 14 juin 2023 au sein de l’administration  
fédérale, dans le domaine des EPF et les entreprises proches de la Confédération.  
Vous souhaitez également organiser une action ou une manifestation sur votre lieu de travail le 
14 juin? Alors prenez contact avec la secrétaire responsable de l’association, Norma Giannetta.

Norma Giannetta
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Offensives syndicales en 2023 

Pour des salaires plus élevés et pour plus d’égalité 
Comme le montre le nouveau rapport sur la répar-
tition publié par l’USS , les écarts de salaire et de 
revenu continuent à se creuser. Pour les syndicats, 
la priorité va donc à de nouvelles hausses de sa-
laire, dans une optique de rattrapage salarial. En 
réponse au retour de l’inflation, l’USS appelle aussi 
à réintroduire la compensation automatique du 
renchérissement. Comme par ailleurs, les primes 
des caisses-maladies sont devenues trop chères 
pour bien des gens, il faut encore augmenter les 
réductions de primes. Enfin, une inversion de ten-
dance s’impose au niveau du temps de travail: au 
lieu de réclamer constamment de nouvelles excep-
tions aux dispositions légales relatives à la durée du 
travail et du repos, les employeurs feraient bien de 
s’engager à nouveau sur le terrain de la réduction 
du temps de travail, afin d’améliorer la protection 
de la santé ainsi que la vie familiale des travail-
leuses et travailleurs.

Le rapport sur la répartition, publié aujourd’hui 
par l’USS confirme que les écarts salariaux ont re-
commencé à se creuser. Les salaires n’ont pas assez 
augmenté pour compenser le renchérissement et 
rattraper les retards en matière de rémunération. 
Ainsi, les personnes à bas ou moyens revenus 
gagnent actuellement moins qu’en 2016, en termes 
réels. Par contre, les 10 % qui gagnent déjà le plus 
ont bénéficié de généreuses augmentations. À cela 
s’ajoute la hausse massive des primes des caisses- 
maladie (+6,6 %), à nouveau bien supérieure aux 
hausses de salaire et à l’augmentation des réductions 
de primes. En 2023, un couple avec deux enfants 
devra pour la première fois payer plus de 1000 
francs par mois de primes-maladie.

Des améliorations pour les travailleuses et les 
travailleurs, grâce au travail syndical
Un peu partout dans le monde, de bonnes conven-
tions collectives de travail (CCT) et des syndicats 
actifs veillent à une répartition plus équilibrée des 
salaires. Bien des cas de sous-enchère et de discri-
minations salariales peuvent ainsi être évités. Pierre-
Yves Maillard, président de l’USS, appelle donc à 
poursuivre dans cette voie: «Sans le travail accompli 
par les syndicats ici comme ailleurs, la seule ré-
ponse à l’inflation actuelle aurait été le tour de vis 
des banques centrales, qui alimente la récession. Or 
les travailleuses et travailleurs attendent à juste titre 
une autre réponse à cette situation, à savoir le ren-
forcement de leur pouvoir d’achat.»

Stress au travail
Les employeurs réclament toujours plus d’excep-
tions aux dispositions légales relatives à la durée du 
travail et du repos – aux dépens des travailleuses et 
travailleurs, de leur santé et de leur vie familiale. Le 
travail à temps partiel s’impose souvent en raison 
des enfants et des autres obligations de prise en 
charge. Or ces 30 dernières années, les employeurs 

ne se sont plus engagés sur le terrain de la réduction 
du temps de travail. Jusqu’en 1990, les horaires de 
travail habituels raccourcissaient d’une à deux 
heures par semaine par décennie environ – avec 
maintien du salaire. Depuis, les travailleuses et tra-
vailleurs ont dû financer de leur propre poche toute 
réduction du temps de travail, en optant pour un 
emploi à temps partiel et donc pour un salaire plus 
bas. Pour que l’égalité progresse enfin, il faut, pour 
la présidente d’Unia Vania Alleva, non seulement des 
horaires de travail compatibles avec la vie familiale 

et planifiables à l’avance, mais aussi «une revalori-
sation des métiers à majorité féminine, qui sont tou-
jours moins bien payés. Donc de meilleurs salaires, 
plus de temps, et du respect». C’est pourquoi les 
syndicats appellent en 2023 à une grève féministe le 
14 juin.
� USS/Martine Currat

Vous pouvez consulter le rapport sur www.uss.ch,  
Dossier N° 154: Rapport sur la répartition 2023

Domaine des EPF

Succès de l’APC 
Suite aux négociations salariales, le personnel du domaine des EPF recevra la 
même compensation du renchérissement que le personnel de l’administration 
fédérale, soit 2.5 %. Mais pas seulement: le Conseil des EPF va augmenter l’en-
veloppe budgétaire consacrée à la formation continue du personnel de 1 million 
de francs chaque année. C’est le fruit d’une revendication régulièrement faite 
par l’APC pour combler le retard pris par le personnel du domaine des EPF par 
rapport à l’administration fédérale en termes d’augmentation salariale depuis 
l’année 2011, soit 0.8 %. Certes, la compensation ne se fera pas sous forme 
pécuniaire pour chaque employé.e, mais elle montre la volonté du président du 
Conseil des EPF d’être à l’écoute des revendications de l’APC et du personnel du 
domaine des EPF en général. 
� Luc Python
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Office fédéral de l’environnement (OFEV)

La confiance est entamée
Fin août, nous avons lancé un sondage sur l’OFEV afin de nous faire une idée de l’ambiance et des problèmes au sein de l’office.  
Au total, 363 collaborateurs et collaboratrices ont participé à cette enquête. Les résultats parlent d’eux-mêmes: la confiance dans  
la direction est entamée et l’ambiance au sein de l’office s’est sensiblement détériorée. Dans les plus de 400 commentaires, il est  
souvent fait état d’un climat de peur, de résignation et de perte de motivation. Pour 67,7 % des participant.e.s, la direction, ou plutôt  
la culture de direction, en est la cause.

Les résultats de l’enquête révèlent 
également de nettes différences entre 
la direction et les supérieur.e.s di-
rect.e.s. Ainsi, les participant.e.s ne se 
sentent guère valorisés, informés et 
soutenus par la direction. 

Les résultats de l’enquête ne  
surprennent pas la direction
Lors d’une réunion le 2 décembre 
dernier avec Madame Schneeberger et 
Monsieur Hollenstein, les associations 
de personnel ont présenté et discuté 
les résultats de l’enquête dont les 
conclusions ont été prises en compte 
et ne surprennent pas beaucoup la di-
rection. La tête de l’office a changé 
pendant la pandémie, ce qui a souvent 

entraîné des incertitudes. En outre, 
une réorientation est en cours, ce qui 
peut à nouveau entraîner des incerti-
tudes et des frustrations. La direction 
a cependant identifié des domaines 
d’action et prend très au sérieux les 
revendications des associations.

La direction doit agir
Les associations observeront la suite 
des événements et espèrent que les 
thèmes susmentionnés feront l’objet 
d’un travail intensif. En effet, seules des 
mesures concrètes permettront de réta-
blir l’ambiance et la confiance des col-
laborateurs envers la direction de l’of-
fice. Les associations du personnel et la 
direction resteront en outre en contact.

 

Profitez de conditions préférentielles sur les hypothèques à taux fixe, à durée 
échelonnée également. Vous pouvez convenir votre taux d’intérêt jusqu’à  
12 mois à l’avance. Par ailleurs, nous vous faisons cadeau des frais de dossier. 

Pour de plus amples informations : bcbe.ch/apc

Hypothèques à taux

préférentiel pour

les membres de l’APC

Elias Toledo

Plus d’infos: 
https://pvb.ch/fr/office-federal-de-lenvironnement-les-resultats-de-lenquete/
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Une démocratie forte passe par un service  
public fort � Adèle Debey

Malgré son système de santé parmi les plus chers du monde, la Suisse demeure bien placée au classement des pays offrant 
la meilleure qualité de vie. Et son service public n’y est pas pour rien. Alors, y en a-t-il trop? Pas assez? Son fonctionnement 
reste-t-il garant de la démocratie en temps de crise? Tour d’horizon. 
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Pandémie mondiale, guerre en Europe, inflation, 
crise du gaz et de l’électricité. Ces dernières années 
n’ont pas été de tout repos. Si la Suisse a pu se mon-
trer à la hauteur de l’enjeu, c’est grâce à son service 
public fort, comme l’a souvent relevé l’APC dans ses 
précédentes publications. «Le service public re-
groupe d’une manière générale toutes les activités 
ayant pour but d’être au service de la société, ré-
sume Luc Python, secrétaire de l’association. Il vise 
la satisfaction de certains besoins de la collectivité 
nationale dans une perspective d’intérêt général. Il a 
donc une fonction d’utilité collective et sociale. Il 
permet l’accès de toutes et de tous à certains biens 
et services et concourir ainsi à la solidarité et à la 
cohésion sociales.»

Un débat vieux comme le monde

Barbara Gysi, présidente de l’APC et conseillère na-
tionale, estime qu’ «un service public fort est garant 
de la démocratie, de la cohésion sociale et de l’éga-
lité des chances. Le bon fonctionnement de l’Etat est 
indissociable du bon fonctionnement du pays. Et 
pour qu’il assure sa mission, il faut lui en donner les 

moyens. C’est un défi de tous les instants. Plus que 
jamais, le service public est mis en cause: une frac-
tion importante du Parlement ne cesse de réclamer 
des coupes dans les prestations de l’Etat, avant tout 
pour des raisons idéologiques.» En effet, la taille des 
effectifs au sein de la Confédération et des cantons 
est un sujet qui ressurgit presque à chaque session 
parlementaire. Et ce, malgré le fait que la demande 
en personnel continue à croître pour assurer les 
prestations demandées par cette même frange du 
parlement, notamment dans les domaines de la sé-
curité, des migrations ou encore de la santé. Ce qui 
a pour conséquence de se tourner vers une sous-trai-
tance qui coûte plus cher à l’Etat 
et qui amène une détérioration 
des conditions de travail. 

Des voix s’élèvent ainsi pour 
demander moins de service pu-
blic et d’Etat, d’autres estiment 
qu’il est insuffisant au regard du 
besoin des citoyen.ne.s. C’est un 
éternel débat.

Alors, que se passerait-il 
sans le service public en 
Suisse?

Selon Jérôme Hayoz, secrétaire 
général de l’APC, «l’abandon des 
mandats de service universel, 
comme les communications ou 
les transports par exemple, 
conduirait à la réduction des 
prestations dans les régions dites 
périphériques ou à l’augmenta-
tion des prix dans ces régions. 
C’est toute la cohésion territo-
riale, mais aussi économique du 
pays qui serait mise en danger». 

Barbara Gysi d’ajouter: «La crise du Covid a été 
révélatrice de la nécessité d’un service public fort 
en Suisse. Bien évidemment et en première ligne, le 
personnel de la santé, mais aussi tous les autres 
services qui ont contribué de manière détermi-
nante à gérer la pandémie et toutes ses consé-
quences au sein de la société. La clé de ce succès 
est la rapidité. Que ce soit aux frontières, dans la 
santé, l’armée ou sur le plan économique pour 
n’en citer que quelques uns, la Confédération est 
parvenue à présenter des solutions à la fois perti-
nentes, bien pensées et pragmatiques en un temps 
record.»

Reto Wyss de l'Union syndicale suisse, résume la 
situation ainsi: «En temps de crise, la coordination 
n’est possible que par des acteurs centralisés. Et, 
dans une logique d’approvisionnement de base, ils 
doivent être plus ou moins étatiques pour éviter le 
monopole privé. C’est aussi l’Etat ou la Confédéra-
tion qui peuvent garantir le financement de services 
et de prestations qui n’est plus rentable en temps de 
crise. Comme les deux premières campagnes de 
vaccination contre le Covid qui relevaient de la santé 
publique.»

Et d’imaginer: «Sans le service public, cela fonction-
nerait peut-être, mais différemment, pas pour tout le 
monde et ce serait beaucoup plus cher. Un des meil-
leurs exemples est la privatisation du rail en Angleterre 
il y a bientôt une trentaine d’années. Rien ne fonc-
tionne. La qualité de l’infrastructure est pitoyable, le 
prix des billets est délirant. En Allemagne également, 
l’externalisation de la Deutsche Ban il y a bientôt 30 ans 

Saviez-vous que?
Un résultat de recherche retentissant 

De nouveaux matériaux pourraient révolutionner la technique 
informatique grâce à une découverte faite à l’Institut Paul 

Scherrer PSI. Le chercheur Milan Radovic a présenté dans Com-
munication Physics en 2022 un résultat de recherche retentissant 
sur les oxydes transparents (TO), qui pourrait bien ouvrir tout 
grand la porte de cette nouvelle technologie. 
Ce n’est pas un hasard si ce résultat a pu être obtenu au PSI: il 
dispose d’un laboratoire appelé Source de Lumière Suisse (SLS) 
qui offre les meilleures conditions possibles pour radiographier 
des substances avec une haute résolution locale et temporelle. 
Ces méthodes spectroscopiques sont une spécialité du centre de 
recherche suisse. Il n’existe dans le monde que trois lieux réunis-
sant toutes ces conditions à la fois.  
Le PSI et l’EMPA font partie du domaine des EPF, les autres 
membres étant l’ETH Zurich, l’EPF Lausanne, l’Eawag (Institut de 
Recherche de l’Eau), l’Empa (Laboratoire fédéral d’essai des ma-
tériaux et de recherche) et le WSL (Institut fédéral de recherches 
sur la forêt, la neige et le paysage). La Confédération met chaque 
année d’important moyens financiers à disposition du domaine 
des EPF pour permettre la recherche et la formation sur le long 
terme. En 2022, le budget alloué par la Confédération au domaine 
des EPF représentait le 72 % – soit 2666 mio CHF – du total du 
budget. Le PSI a reçu 336 mio CHF et Empa 110 mio CHF.
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a entraîné une réduction de la qualité et de l’offre. Il y a des milliers de kilomètres de 
rails qui sont délaissés.»

Pour Luc Python, la situation est claire: «Les entreprises privées ont comme 
objectif le profit. Elles raisonnent en termes de productivité et de rentabilité, 
sans penser au service public. Si des prestations publiques devaient disparaître, 
de larges parties de la population seraient fortement prétéritées. Des services de 
base de qualité comprenant certains biens et prestations d’infrastructure ne se-
raient plus accessibles à toutes les catégories de la population et offerts dans 
toutes les régions du pays à des prix abordables.»

Sans Swissmedic, la sécurité de la population serait en danger

Le porte-parole de Swissmedic, l’Institut suisse des produits thérapeutiques, ex-
plique que «s’il n’y avait plus de loi sur les produits thérapeutiques, il n’y aurait plus 

de réglementation pour les produits thérapeutiques en matière d’autorisations, de 
surveillance du marché et de poursuites pénales en cas de violation de la loi.
 

Tout le monde pourrait fabriquer des médicaments et les mettre sur le mar-
ché. Toute personne pourrait fabriquer et mettre sur le marché des dispositifs 
médicaux (patchs, stimulateurs car-
diaques, tomographes, etc.) et il n’y 
aurait pas de directives à ce sujet. 
Dans ce cas totalement hypothétique, 
la sécurité de la population serait pro-
bablement fortement menacée.»

Impensable pour le Musée 
national suisse

Quant au Musée national suisse, il ne 
pourrait pas exister sans le service pu-
blic, comme le résume Barbara Me-
glen, membre de sa direction: «Selon 
la Loi fédérale sur les musées et les 
collections de la Confédération de 
2009 (LMC), le Musée national suisse 
(MNS) est chargé par la Confédéra-
tion de sauvegarder les biens culturels 
meubles importants de la Suisse, de 

Saviez-vous que?
Le service public est le plus gros employeur de Suisse

Au total, le pays comptait 3,98 millions d’emplois équivalents plein-
temps à fin juin 2020, selon un article du journal Le Temps qui précise 

que les secteurs à avoir créé le plus de postes ces dix dernières années 
sont l’administration, la santé et l’éducation. Le plus haut avait été atteint 
à la fin du troisième trimestre 2019, où le total des emplois était de 4,018 
millions. «C’est un bon chiffre, le signe d’un marché du travail dynamique, 
encore plus en comparaison internationale», selon Michael Siegenthaler, 
économiste au KOF, le centre de recherches conjoncturelles de l’EPFZ.

Saviez-vous que?
Les pommes de terre  
ressuscitées

La station de recherche Agros-
cope, pionnière en matière de 

biotechnologie végétale, assure 
des activités de recherche, de 
conseil aux instances politiques, 
de tâches d’exécution ainsi que 
d’échange de savoir et de trans-
fert de technologie. Grâce à son 
action, 17 variétés de pommes 
de terre anciennes disparues  
du marché car contaminées par 
différentes maladies et patho-
gènes, ont pu être réintroduites 
dans le commerce suisse au 
cours de l’année 2009.
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Saviez-vous que?
2.5 millions de rentes vieillesse versées et 3 milliards de TVA

En décembre 2021, 2 470 700 personnes ont perçu, en Suisse ou  
à l’étranger, des rentes de vieillesse et 207 100, des rentes de survi-

vants. Par rapport à l’exercice précédent, le nombre de bénéficiaires  
de rentes de vieillesse a augmenté de 1,3 %, soit 32 000 personnes. Dans 
4 600 (14 %) cas, ces rentes ont été versées à des assurés résidant à 
l’étranger. La Confédération, deuxième source de financement en impor-
tance, a versé 9,5 milliards de francs. Le point de TVA prélevé en faveur  
de l’AVS a rapporté quant à lui 3,0 milliards de francs.

Saviez-vous que?
Une surveillance en continu

L’Office fédéral de météorologie et de climatologie a pour mission de 
fournir 24h sur 24, 365 jours par an des prévisions de qualité avec  

pour objectif d’«anticiper» des situations météorologiques critiques – et 
parfois extrêmes. En plus, il permet au secteur nucléaire de développer  
un modèle à maille fine, qui calcule toutes les 3 heures les champs de vent  
qui pourrait entraîner par exemple un nuage radioactif en cas d’accident. 
Le calcul de ce modèle peut aussi être lancé à la demande 24h sur 24.

sensibiliser la population aux cultures de la Suisse 
et de mener des recherches sur les objets. Un MNS 
totalement privé est donc impensable à tous 
égards.»

Là où le bât blesse

Le système de santé suisse, composante du service 
public, est parmi les plus chers du monde à cause, 
notamment, du système de primes par tête, qui re-

présente une injustice criante par rapport au finan-
cement de l’assurance de base. 

«La qualité est là, mais les coûts sont très élevés. 
Notamment si on compare avec le Danemark, par 
exemple, où c’est nettement moins cher mais d’une 
qualité similaire et sans que les conditions de travail 
dans les soins ne soient pires, explique Reto Wyss. 
Cette assurance sociale en Suisse gérée par une cin-
quantaine d’entreprises privées est une anomalie. 
C’est pareil pour les hôpitaux. Les établissements 
publics ont presque tous été externalisés ou privati-
sés. Dans tous les domaines du système de santé on 
voit que les portes sont grandes ouvertes au marché 
privé qui a tout intérêt à fournir le plus de prestation 
possible.»

Défi numérique

En 2016 déjà, Hans Werder, ancien secrétaire géné-
ral du Département fédéral de l’environnement, des 
transports, de l’énergie et de la communication (DE-
TEC), écrivait dans un rapport: «Si le service public 
souhaite occuper une place importante également à 
l’avenir, il doit évoluer avec la société et intégrer les 
nouveaux développements technologiques. La numé-
risation extrêmement rapide de tous les processus, 
allant jusqu’à l’«Internet des objets», en constitue 
l’élément central. Les entreprises de service public 
suisses sont aux avant-postes de ces développe-
ments. Le paiement par téléphone mobile, des solu-
tions d’e-commerce modernes, l’échange électro-
nique de données dans le secteur de la santé, la 
commande intelligente de pompes à chaleur – et 
donc la stabilisation des réseaux électriques – ou 
encore des solutions en nuage (cloud) performantes 
et sécurisées destinées aux acteurs économiques ne 
sont que quelques exemples de ces nouvelles presta-
tions.»
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Quatre ans plus tard, c’est Pierre-Yves Maillard, 
président de l’USS, qui écrivait dans un long dossier: 
«En ce début des années 20 du troisième millénaire, 
où de gigantesques monopoles multinationaux privés 
accumulent et commercialisent des données intimes 
sur chacun d’entre nous, les anciens et modestes mo-
nopoles publics contrôlés démocratiquement pa-
raissent a posteriori comme un horizon de liberté et 
de sobriété souhaitable. (…) Le temps du service 
public est revenu. Il prend la forme d’une idée neuve 
à réhabiliter et à refonder, dans le respect de ses 
principes fondamentaux, qui sont aussi ceux d’une 
société humaine et juste.»

En conclusion, le service public suisse a démontré 
son importance en temps de crise, quelle qu’elle 
soit, mais il a encore de gros défis devant lui. Il est 
cependant impensable de se passer de ce garde-fou 

garant de démocratie et 
d’égalité des chances, 
au risque de laisser la 
main à des entreprises 
privées motivées par le 
profit et non par le bien-
être de la population.

Saviez-vous que?
A la recherche de personnes disparues

Les Forces aériennes recherchent en 
moyenne une fois par semaine, souvent  

de nuit, des personnes disparues? Un Super 
Puma, équipé d’une caméra infrarouge,  
est prêt à décoller 24 h sur 24 pour ce type 
d’intervention. 

Saviez-vous que?
Une des inventions les plus importantes de 2022

Le Laboratoire fédéral d’essai des matériaux et de recherche EMPA a  
mis au point une pile jetable biodégradable. Le célèbre magazine  

américain «Time» a publié une liste des inventions les plus importantes 
de l’année 2022. Parmi celles-ci, y figure la découverte de Gustav Nyström 
et son équipe du «Cellulose & Wood Materials Laboratory» de l’EMPA. 
Cette découverte ouvre la voie à l’électronique écologique de demain.
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Interview: Luc Python Tu t’es fortement engagé pour le service public, en tant 
que président de l’USS et en tant que parlementaire. 
Quelles étaient tes motivations? Tes principaux suc-
cès?
Qu’est-ce qui donne une bonne image de la Suisse? Ré-
flexion faite, ce ne sont pas seulement les paysages, les 
montagnes et la démocratie directe mais aussi la qualité 
des prestations fournies par l’Etat. C’est le service public 
qui cimente la cohésion en Suisse. Nous avons réussi à le 
défendre et à le développer avec succès au cours de ces 

dernières décennies. Ce qui ne va pas de soi, clairement 
pas en comparaison européenne et mondiale. Il faut sa-
voir que dans notre pays également, à l’ère du néo-libéra-
lisme, l’Etat social et le service public ont fait l’objet de 
vives critiques vers le milieu des années 1990, avec, en 
point de mire, les entreprises de la Confédération. Ces 
attaques néo-libérales à l’encontre de l’Etat ont été lan-
cées par de nombreuses personnalités de l’économie, is-
sues notamment du secteur financier, sous la forme du 
Livre blanc, intitulé «Ayons le courage d’un nouveau dé-
part» («Mut zum Aufbruch»). Ce sont ces mêmes parti-
sans d’une libéralisation accrue qui ont été responsables 
par la suite de la quasi faillite de l’UBS. Il n’est pas inutile 
de rappeler que c’est un paquet de 66 milliards provenant 
de la Confédération et de la Banque nationale qui ont per-
mis le sauvetage de cette grande banque. 

Dans l’ensemble, la défense du service public en Suisse a 
porté ses fruits malgré un contexte défavorable. Les syn-
dicats ont joué un rôle-clé. La démocratie directe a été 
utile, si l’on considère notamment le succès du référen-
dum contre la loi sur le marché de l’électricité en 2022. Le 
résultat de cette votation a montré que la population vou-
lait un service public fort. Il en va de même pour les che-
mins de fer et la poste.
Ces dernières années, la commission des transports et 
des télécommunications CTT du Conseil des Etats, peut-
être un peu moins considérée en raison de sa composition 
restreinte (13 représentant.e.s), a joué un rôle central. J’ai 
pu y siéger lors de mon élection au Conseil des Etats. 
C’est donc au sein de cette commission que les projets 
ferroviaires ont été boostés et que la privatisation de 
Postfinance et de Swisscom a été coulée. Non seulement, 
la gauche, mais aussi les conseillers aux Etats bourgeois 
des régions économiquement plus faibles se sont avérés 
être des alliés fiables de la défense du service public.

Quels sont les principaux enjeux économiques, poli-
tiques et sociétaux autour du service public en Suisse? 
Comment perçois-tu l’évolution du service public ces 
prochaines années? 
Dernièrement, la crise Covid a montré l’importance d’un 
Etat qui fonctionne, apte à fournir des prestations pour la 
population et l’économie. Si nous avons aussi bien traver-
sé la crise, en comparaison internationale, nous le devons 
en grande partie à une administration publique engagée 
et compétente. Sans compter les décisions politiques qui 
ont été à la hauteur des enjeux.
Le service public doit sans cesse s’adapter à l’évolution 
des besoins. Deux exemples suffisent à étayer cette ré-
flexion. Premièrement, la crise climatique qui représente 
un défi majeur pour notre époque, et ceci à l’échelon pla-
nétaire. Une administration compétente joue un rôle es-
sentiel face à l’urgence de la transformation écologique. 
De l’approvisionnement énergétique au système de trans-
port, beaucoup d’éléments dépendent de la compétence 
et de l’engagement de l’administration publique. Deuxiè-
mement: lorsqu’il s’agit de concilier le travail et la famille, 
la garde d’enfants joue un rôle clé. Si l’on s’accorde sur le 
principe, les crèches font partie du service public. Dans 
ce domaine, la Suisse a encore beaucoup de retard à rat-
traper. Mais aussi des chances à offrir pour l’avenir.

«C’est le service public qui fait la cohésion 
de la Suisse.»
Interview de Paul Rechtsteiner, ancien conseiller aux Etats et  
ancien président de l’USS 

Au cours de mes 36 années passées au  
Parlement, j’ai côtoyé un grand nombre de fonctionnaires  
et d’employé.e.s compétent.e.s et engagé.e.s. Ils  
étaient conscients de l’exigence et des responsabilités  
liées aux tâches accomplies dans l’intérêt de la  
population. 
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A l’heure de prendre ta retraite de conseiller aux Etats, 
quel message souhaites-tu adresser aux employé.e.s 
de la Confédération? 
La qualité du service public dépend directement de l’en-
gagement et de la compétence des collaborateurs/trices 
car ce sont eux qui fournissent les prestations. Une fois 
de plus, celles-ci sont impressionnantes. Et je pense 
qu’une majorité de la population s’en rend également 
compte.
Cela étant, je n’ignore pas que le climat médiatique et po-
litique est souvent marqué par une certaine hostilité vis-
à-vis de l’Etat. Ces critiques ont commencé en 1979, an-
née durant laquelle le PLR a fait campagne en vue des 

élections fédérales sous le slo-
gan «Plus de liberté et de res-
ponsabilité, moins d’Etat». Ce 
discours s’inspirait de l’actuali-
té politique représentée par 
Margaret Thatcher et Ronald 
Reagan. Avec le recul, force est 
de constater que le PLR n’a pas 
obtenu le succès escompté. 
L’UDC l’a largement dépassé en 
menant de virulentes cam-
pagnes anti-étatiques. Pour-
tant aucune branche de l’éco-
nomie ne dépend autant de 
l’Etat que l’agriculture.
A noter que dans ce contexte, 
les campagnes d’opposition à 
l’Etat peuvent avoir une énorme 
résonnance médiatique. Il ne 

faut toutefois pas surestimer leur impact réel. Et là, je ne 
pense pas seulement à la Suisse. Je vous encourage à lire 
les ouvrages de l’économiste mondial Thomas Piketty si 
l’on veut saisir l’importance des secteurs étatiques dans 
les sociétés développées, indépendamment de leur orien-
tation capitaliste.

Le politique veut souvent plus de service public mais  
a de la peine à adapter les budgets en conséquence. 
Qu’en penses-tu? 
Dans l’ensemble, les prestations de l’Etat en Suisse re-
posent sur une base financière solide. Le taux d’endette-
ment des pouvoirs publics est tout à fait modeste en com-
paraison internationale, milliards de covid ou pas. La 
politique fiscale de ces dernières années a connu des 
évolutions positives et négatives. Au cours des dernières 
décennies, les baisses d’impôts ont été négatives, en 
particulier pour les entreprises. Celles-ci sont également 
tributaires d’une infrastructure fonctionnelle, elles ont 
besoin de routes et de main-d’oeuvre bien formée. Ce qui 
est positif, c’est qu’une certaine tendance inverse s’est 
maintenant amorcée, notamment en raison de l’évolution 
internationale. Et ce qui est remarquable en Suisse, c’est 
que tous les projets fiscaux visant à alléger la charge fis-
cale des personnes fortunées ont été rejetés en votation 
référendaire ces dernières années. C’est le signal d’un 
possible tournant dans la politique fiscale.

Quelles seront les conséquences de la numérisation 
sur le service public (SSR, administration)?
La numérisation des services publics est également iné-
luctable. Mais elle doit toujours être perçue en terme d’ef-
ficacité, de convivialité et de protection des données. Les 
services publics doivent être accessibles à tout le monde. 
En fin de compte, tout dépend des personnes, de leurs 
compétences, de leurs capacités et de leur engagement. 
La numérisation ne doit jamais être une fin en soi, mais 
seulement un moyen.

On dit souvent que le service public a un problème 
d’efficacité? Cela correspond-il à la réalité? Qu’en 
penses-tu? 
Au cours de mes 36 années passées au Parlement, j’ai cô-
toyé un grand nombre de fonctionnaires et d’employé.e.s 
compétent.e.s et engagé.e.s. Ils étaient conscients de 
l’exigence et des responsabilités liées aux tâches accom-
plies dans l’intérêt de la population. Cette efficacité n’a 
pas fait défaut. Si je peux émettre une critique c’est la ten-
dance à engager de plus en plus de chargé.e.s de commu-
nication au lieu de responsables de dossiers. Une bonne 
administration publique et un service public efficace ne 
doivent pas être perçues sous l’angle de la communication 
mais de la qualité des prestations fournies. Celles-ci 
restent heureusement primordiales à ce jour. 
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La numérisation des services publics 
est également inéluctable. Mais elle doit toujours 
être perçue en terme d’efficacité, de convivialité et 
de protection des données. 

 

De l’approvisionnement énergétique  
au système de transport, beaucoup d’éléments  
dépendent de la compétence et de l’engagement  
de l’administration publique. 
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C’est quoi ton job?

Qui es-tu, Willy? 
Je suis né en 1962 à Ecoteaux, 

près de Vevey, dans le can-
ton de Vaud. Mes parents 

étaient agriculteurs. Je 
viens d’une famille nom-
breuse puisque nous 
étions 6 garçons et 2 
filles. J’ai fait un appren-

tissage d’agriculteur à Ol-
lon. J’ai travaillé ensuite en 

tant qu’ouvrier agricole à Fo-
rel sur Lucens puis, de 1985 à 

1988, pour l’association de vulgari-
sation agricole à Lausanne. Je faisais des remplacements de 
ferme en ferme. 

Où travailles-tu? 
J’ai commencé au «Haras fédéral» à Avenches en 1989 en tant 
que palefrenier. Je sortais les chevaux au parc, les attelais, fai-
sais les box. On attelait 5 paires de chevaux dans la journée, ce 
qui est beaucoup. Quelques années plus tard, je suis devenu 
palefrenier spécialisé. Je travaillais à la jumenterie. Je m’occu-
pais des juments, des fourrages, les sortaient au parc. 

En l’an 2000, la jumenterie a été remise à la clinique vétérinaire 
de l’université de médecine vétérinaire de Berne (Tierspital). J’ai 
travaillé alors surtout avec les étalons franches montagnes. 
Agroscoce possède encore une trentaine d’étalons franches-mon-
tagnes qui sont mis à disposition des stations de monte dans 
divers endroits de Suisse. Les chevaux sont par exemple mis à 
disposition des éleveurs pour féconder leurs juments à la station 
de Saignelégier (JU)ou à Haag (St-Gall) durant 4 mois.

J’exécute également de multiples tâches d’infrastructure: je 
peins les chars romains et les écuries par exemple, j’entretiens et 
répare également les clôtures, je tonds les gazons, taille les 
haies et entretiens autour des bâtiments. 

Qu’est ce qui te plaît dans ton travail? 
J’aime travailler avec les chevaux. J’apprécie ce contact avec eux. 
Mon père possédait des juments poulinaires. J’aime atteler les 
chevaux, les guider, les sortir. Malheureusement, je n’ai jamais 
eu l’occasion de faire des courses d’attelage. Avec l’âge, le tra-
vail devient plus pénible car les chevaux vont plus vite que moi, 
ils ont 4 pattes et moi je n’ai que deux jambes! J’apprécie aussi 
particulièrement de pouvoir exercer mes tâches la plupart du 
temps à l’extérieur et de manière assez indépendante. 

A ton avis, comment évoluera ton job dans le futur? 
Agroscope est une institution qui fait surtout de la recherche. A 
Avenches, on fait de la recherche de détention, d’affourragement 
et comportementale sur les chevaux. Je pense que cette partie va 
se développer. Par contre, le nombre d’étalons franches-mon-
tagnes gardés par Agroscope et mis à disposition des éleveurs 
pour féconder leurs juments va continuer à diminuer, avec comme 
conséquence, à long terme, une baisse de l’effectif du personnel 
dans ce domaine d’activité. 

A ton avis, quel est le rôle de l’APC par rapport à l’évolution du 
monde du travail? 
Je suis devenu membre APC dès mon entrée à la Confédération il 
y a 34 ans. J’attends de mon association qu’elle me conseille, me 
soutienne et m’écoute lorsque j’ai une difficulté à ma place de 
travail. 
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Willy Beroud est membre de l’APC depuis 34 ans. Il travaille comme palefrenier à Agroscope à Avenches.  
Mais en quoi consiste son travail? comment a-t-il évolué?  �
� Interview: Luc Python
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«Garantire i salari, i servizi pubblici, il futuro.  
Perché ve lo meritate.»
Questo slogan, che accompagnerà tutta la campagna, riassume l’impegno che assumo verso la popolazione candidandomi al Consiglio degli Stati. Riassume 
anche i valori che porto avanti nel mio impegno politico in generale e nella mia funzione di presidentessa dell’APC in particolare. 

Per vivere bene abbiamo bisogno di salari equi e di rendite garantite. Proprio per questo mi impegno per la parità salariale. Nell’attuale 
contesto inflazionistico, la compensazione del rincaro è importante più che mai. L’APC ha ottenuto un aumento salariale del 2,5 % 

per il personale della Confederazione e dei Politecnici federali e continua ad impegnarsi affinché anche le rendite dei pensionati  
e pensionate vengano adeguate al costo della vita. Per lottare contro l’aumento della povertà in Svizzera, dobbiamo garantire 
prestazioni sociali estese e introdurre riduzioni dei premi della cassa malati.   

La nostra società ha bisogno di un sistema sanitario di qualità. Un sistema che può tuttavia funzionare a lungo termine solo se il 
personale può beneficiare di condizioni di lavoro adeguate. Che si tratti del settore della sanità o di quello dell’istruzione, dei 
trasporti o dell’energia, abbiamo bisogno di servizi pubblici forti e garantiti in tutte le regioni. E a fornirli siete voi, collaboratrici  
e collaboratori della Confederazione, delle sue aziende e del settore dei Politecnici federali. Il vostro lavoro è indispensabile per  

il buon funzionamento del nostro Paese (cfr. dossier a pag. 28) 

Quella climatica è la crisi più grande del nostro tempo. Le emissioni di gas serra e la dipendenza dal petrolio e  
dal gas devono essere ridotte il più presto possibile. È importante però che le misure di protezione del clima non 
vadano a scapito delle persone con un reddito medio e basso. 

Spero di riuscire a passare il primo e il secondo turno (rispettivamente il 12 marzo e il 30 aprile) e subentrare così a 
Paul Rechsteiner, politico e sindacalista di lungo corso e grandissima esperienza. Ringrazio sin d’ora tutti i membri 
dell’APC (di San Gallo) per il loro fattivo sostegno!

Barbara Gysi, presidentessa dell’APC

#LaCronaca

Se dovessi riassumere il mio percorso professionale, direi 
che sono un «sindacalista del servizio pubblico». Ho iniziato 
a lavorare al SEV negli anni 2007xx. Ho avuto modo di acqui­
sire un vasto bagaglio di conoscenze non solo sulla Svizzera ma 
anche sui trasporti pubblici, una componente del servizio pubblico 
molto nota, amata e rispettata dalla popolazione. Poi sono passato al 
Sindacato svizzero dei massmedia. È stato un periodo molto impegnativo. Ricor­
do in particolare il lancio dell’iniziativa «No Billag» che aveva messo fortemente 
sotto pressione la SSR, un altro pilastro del servizio pubblico che è tuttora sotto 
attacco. Sono infine arrivato all’APC dove difendo gli interessi del personale 
della Confederazione, delle sue aziende e del settore dei PF. Qui osservo che 
l’amministrazione pubblica, come altri attori del servizio pubblico, gode spesso 
di scarsa considerazione. Eppure, senza di essa non funzionerebbe nulla, a 
qualsiasi livello. 

Bisogna considerare il servizio pubblico come un tutt’uno. Il Consiglio federale 
lo definisce come «l’approvvigionamento di base in beni e servizi d’infrastrut­
tura di qualità, accessibili a tutte le cerchie della popolazione e a tutte le regioni 

del Paese alle stesse condizioni e a prezzi adeguati». Affinché 
questo principio sia rispettato, è necessaria un’organizzazione 

solida e un «mandatario» in grado di garantirlo. Nel suo ruolo 
di mandatario, la Confederazione – e la sua amministrazione – 

assicurano la stabilità della Svizzera. Ma lo può fare solo grazie alle 
collaboratrici e ai collaboratori che svolgono il proprio lavoro con  

grande impegno, competenza e convinzione. Viste sotto questa luce, le critiche 
ricorrenti che certi ambienti politici rivolgono al personale federale sono ancora  
più gravi. Da parte nostra, dobbiamo fare molto di più per valorizzare l’operato 
del personale federale, tanto più che le loro prestazioni sono facilmente  
accessibili, economiche e di alta qualità. Un ruolo che l’APC prende molto sul 
serio come d’altronde faccio anche io in qualità di sindacalista del servizio pub­
blico.

Jérôme Hayoz, 
segretario generale dell’APC
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Una democrazia  
forte ha bisogno  
di un servizio  
pubblico forte  
Adèle Debey

Malgrado abbia uno dei sistemi sanitari 
più cari al mondo, la Svizzera resta ai primi  
posti tra i Paesi con la migliore qualità  
di vita non da ultimo grazie al suo servizio 
pubblico. Ciò non toglie che il servizio 
pubblico sia da tempo oggetto di accese 
discussioni: è troppo o non è abbastanza? 
Garantisce la democrazia anche in tempi 
di crisi? Un breve giro d’orizzonte. 

Pandemia globale, guerra in Europa, inflazione, cri­
si energetica. Non si può certo dire che gli ultimi 
anni siano stati di tutto riposo. Se la Svizzera si è 
mostrata all’altezza delle sfide, è merito anche del 
suo servizio pubblico forte, come sottolineato più 
volte dall’APC. Luc Python, segretario dell’associa­
zione, definisce il servizio pubblico come il com­
plesso delle attività il cui scopo è servire la società. 
«Il servizio pubblico mira a soddisfare determinati 
bisogni collettivi in una prospettiva di interesse na­
zionale e ha quindi una funzione di utilità pubblica 
e sociale. Permette a tutti di accedere a determinati 
beni e servizi contribuendo così alla solidarietà e 
alla coesione sociale.»

Un dibattito vecchio come il mondo

Barbara Gysi, presidentessa dell’APC e consigliera 
nazionale, ritiene che un servizio pubblico forte ga­
rantisca la democrazia, la coesione sociale e le pari 
opportunità. «Il buon funzionamento dello Stato è 
indissociabile dal buon funzionamento del Paese. 

Per svolgere la propria missione, il servizio pubbli­
co deve averne i mezzi. È una sfida costante. Oggi il 
servizio pubblico è più che mai sotto attacco: buona 
parte del Parlamento chiede regolarmente tagli ai 
servizi statali, soprattutto per motivi ideologici». In 
effetti, la riduzione del personale della Confedera­
zione e dei Cantoni è un tema che torna alla ribalta 
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Lo sapevate?
Dati che ci dicono da dove veniamo e dove stiamo andando

Grazie a dati e cifre attendibili, l’Ufficio federale di statistica fornisce 
basi indispensabili per progettare il futuro, in particolare per  

pianificare le infrastrutture pubbliche, siano esse scuole, case di riposo, 
strade o ferrovie.
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a ogni sessione. E questo nonostante vi sia una domanda crescente di personale 
per fornire i servizi auspicati da quegli stessi parlamentari che chiedono i tagli, 
in particolare nei settori della sicurezza, dell’immigrazione e della sanità. Di 
conseguenza, si tende a optare per l’esternalizzazione delle prestazioni, una 
scelta che costa di più allo Stato e porta a un deterioramento delle condizioni di 
lavoro. 

Da un lato c’è chi chiede di ridurre il servizio pubblico, dall’altro chi ritiene 
che tale servizio sia insufficiente. È un eterno dibattito.

Cosa sarebbe la Svizzera senza servizio pubblico?

Secondo Jérôme Hayoz, segretario generale dell’APC, l’abbandono dei mandati 
di servizio universale, come le comunicazioni o i trasporti, porterebbe a una 
riduzione delle prestazioni nelle regioni periferiche o a un aumento dei prezzi 
in queste regioni. Ciò metterebbe in pericolo la coesione territoriale ed econo­
mica del Paese. 

Barbara Gysi aggiunge che la crisi 
innescata dalla pandemia di COVID ha 
evidenziato quanto sia necessario ave­
re un servizio pubblico forte. Si pensi 
in particolare al personale sanitario, 
ma anche a tutti gli altri servizi che 
hanno dato un contributo decisivo alla 
gestione della pandemia e delle sue 
conseguenze sulla società. La chiave 
del successo è la velocità. Che si tratti 
di frontiere, sanità, esercito o econo­
mia – per citarne solo alcuni – la Con­
federazione è riuscita a proporre  
soluzioni pertinenti, ponderate e prag­
matiche in tempi record.

Reto Wyss riassume la situazione in 
questi termini: «In tempo di crisi, il 
coordinamento può essere garantito 
solo da attori centralizzati che, in una 

Lo sapevate?
Vecchie varietà di patate  
reintrodotte

L’istituto di ricerca agronomica 
Agroscope è un pioniere della 

biotecnologia vegetale. Tra i suoi 
compiti vi sono la ricerca e lo 
sviluppo nel settore agroalimen­
tare e ambientale, la consulenza 
alle autorità politiche, l’esecu­
zione di prescrizioni di legge, lo 
scambio di conoscenze e il tra­
sferimento tecnologico. Grazie al 
suo lavoro, nel 2009 sono state 
reintrodotte 17 varietà di patate 
scomparse dal mercato svizzero 
a causa di malattie e patogeni.
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logica di approvvigionamento di base, devono esse­
re di proprietà statale per evitare un monopolio pri­
vato. Del resto, sono lo Stato o la Confederazione a 
poter garantire il finanziamento di servizi non più 
redditizi in tempo di crisi. Basti pensare alle prime 
due campagne di vaccinazione contro il COVID».

Wyss aggiunge che la gestione di queste situazioni 
sarebbe possibile anche senza il servizio pubblico, 
ma funzionerebbe in modo diverso e non per tutti. 
Inoltre, i costi risulterebbero molto più elevati. Uno 
degli esempi più eloquenti è la privatizzazione delle 
ferrovie in Inghilterra quasi trent’anni fa. Un vero 
fallimento: la qualità delle infrastrutture è pessima e 
i prezzi dei biglietti sono alle stelle. Anche in Germa­
nia l’esternalizzazione della Deutsche Bahn avvenuta 
quasi 30 anni fa ha portato a una riduzione della 
qualità e dell’offerta, tant’è vero che oggi migliaia di 
chilometri di ferrovia sono dismessi.

Luc Python non ha dubbi: «Le aziende private per­
seguono il profitto. Seguono una logica di produtti­
vità e redditività, senza pensare al servizio pubblico. 
Se i servizi pubblici dovessero scomparire, ampie 
fasce della popolazione si ritroverebbero in gravi 
difficoltà. I servizi di base di qualità, compresi alcu­
ni beni e servizi infrastrutturali, non sarebbero più 
accessibili a tutte le fasce della popolazione e non 
verrebbero forniti a prezzi abbordabili in tutte le 
regioni del Paese».

Senza Swissmedic la sicurezza della  
popolazione sarebbe a rischio

Il portavoce di Swissmedic, l’Istituto svizzero per gli 
agenti terapeutici, spiega che senza la legge sugli 
agenti terapeutici verrebbe a mancare una regola­
mentazione che disciplini l’omologazione degli 
agenti terapeutici, la sorveglianza del mercato e il 
perseguimento penale in caso di violazioni di legge.
 

«Chiunque potrebbe produrre e commercializzare 
farmaci e chiunque potrebbe fabbricare e mettere 
sul mercato dispositivi medici come cerotti, pace­
maker, scanner CT, visto che non vi sarebbero diret­
tive in materia. Questa eventualità, del tutto ipoteti­
ca, metterebbe seriamente a repentaglio la sicurezza 
della popolazione».

Impensabile per il Museo nazionale  
svizzero

Senza il servizio pubblico nemmeno il Museo nazio­
nale svizzero potrebbe esistere, come rileva Barbara 

Meglen, membro della direzione. «Secondo la legge 
federale sui musei e le collezioni della Confedera­
zione del 2009, il Museo nazionale svizzero (MNS) è 
incaricato dalla Confederazione di conservare gli 
importanti beni culturali mobili della Svizzera, raf­
forzare la sensibilità della popolazione per le cultu­
re della Svizzera e svolgere ricerche sugli oggetti. Un 
museo nazionale totalmente privato è impensabile 
sotto ogni punto di vista».

Dove il dente duole

Il sistema sanitario svizzero, parte integrante del 
servizio pubblico, è tra i più cari al mondo anche a 
causa del sistema di premi pro capite, che rappre­
senta una palese ingiustizia rispetto al finanziamen­
to dell’assicurazione di base. 

«La qualità è garantita, ma i costi sono altissimi. 
Soprattutto se si fa un confronto con la Danimarca, 
dove i costi sono molto più bassi ma la qualità è 
analoga e le condizioni di lavoro sono altrettanto 

Lo sapevate?
Il servizio pubblico è il principale datore di lavoro in Svizzera

Secondo un articolo apparso sul quotidiano Le Temps, a fine giugno 2020 la Svizzera contava in 
totale 3,98 milioni di posti di lavoro equivalenti a tempo pieno. I settori che negli ultimi dieci  

anni hanno creato più impieghi sono l’amministrazione, la sanità e l’istruzione. Il livello più alto è 
stato raggiunto alla fine del terzo trimestre 2019, con un totale di 4,018 milioni di posti di lavoro.  
Secondo Michael Siegenthaler, economista del Centro di ricerca congiunturale del Politecnico di  
Zurigo KOF, si tratta di un dato positivo, segno di un mercato del lavoro dinamico anche nel confronto 
internazionale.

Lo sapevate?
Monitoraggio continuo

L’Ufficio federale di meteorologia e climato­
logia ha il compito di fornire previsioni di 

alta qualità 24 ore su 24, 365 giorni all’anno, 
con l’obiettivo di allertare in caso di situazioni 
meteorologiche critiche o estreme. Inoltre, 
consente al settore nucleare di sviluppare un 
modello numerico ad area limitata che calcola 
ogni tre ore i campi di vento che, in caso di 
incidente nucleare, potrebbero trasportare 
una nube radioattiva. Su richiesta, questo 
modello può funzionare anche 24 ore su 24.

Lo sapevate?
Dall’EMPA una delle invenzioni più  
importanti del 2022

La famosa rivista americana «Time Magazi­
ne» ha pubblicato una lista delle invenzioni 

più importanti del 2022. Tra queste figura  
una batteria di carta monouso biodegradabile 
sviluppata dal team guidato da Gustav  
Nyström del «Cellulose & Wood Materials  
Laboratory» dell’EMPA, il Laboratorio federale 
di prova dei materiali e di ricerca. Questa sco­
perta apre la strada all’elettronica sostenibile.
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buone», spiega Reto Wyss. «L’assicu­
razione sociale svizzera, gestita da 
una cinquantina di società private,  
è un’anomalia. Lo stesso vale per  
gli ospedali. Le strutture pubbliche  
sono state quasi tutte esternalizzate o 
privatizzate. In tutti i settori del siste­
ma sanitario, il mercato privato, inte­
ressato a incrementare il volume  
delle prestazioni fornite, trova campo  
libero».

Sfida digitale

Già nel 2016 Hans Werder, allora segretario generale del Dipartimento federale 
dell’ambiente, dei trasporti, dell’energia e delle comunicazioni (DATEC), aveva 
scritto in un rapporto: «Se il servizio pubblico vuole avere un ruolo importante 
in futuro, deve evolvere in parallelo alla società e integrare i nuovi sviluppi tec­
nologici. La digitalizzazione estremamente rapida di tutti i processi, compreso 
’l’Internet delle cose’, ne è l’elemento centrale. Le imprese di servizio pubblico 

sono pioniere di questi sviluppi. I pa­
gamenti tramite cellulare, le moderne 
soluzioni di e-commerce, lo scambio 
elettronico di dati nel settore sanita­
rio, il controllo intelligente delle pom­
pe di calore – e quindi la stabilizzazio­
ne delle reti elettriche – o le soluzioni 
cloud efficienti e sicure per gli opera­
tori economici ne sono solo alcuni 
esempi».

Quattro anni dopo Pierre-Yves Mail­
lard, presidente dell’USS, scriveva in 
un lungo dossier: «All’inizio degli 
anni Venti del terzo millennio, quando 
giganteschi monopoli privati multina­
zionali accumulano e commercializ­
zano dati intimi su ciascuno di noi, i 
vecchi, modesti monopoli pubblici 
controllati democraticamente appaia­
no a posteriori come un auspicabile 
orizzonte di libertà e sobrietà. (...) È 
tornato il tempo del servizio pubblico, come una nuova idea da riabilitare e ri­
fondare nel rispetto dei suoi principi fondamentali, che sono anche quelli di una 
società umana e giusta».

Il servizio pubblico svizzero ha dimostrato la sua importanza in tempo di crisi, 
ma non può abbassare la guardia. È in ogni caso impensabile rinunciare a  
questa «guidovia» garante di democrazia e pari opportunità rischiando di  
lasciarlo in mano a imprese private motivate più dalla ricerca del profitto che 
non dalla ricerca del benessere della popolazione.

Lo sapevate?
Una scoperta rivoluzionaria al PSI 

Una scoperta dei ricercatori dell’Istituto Paul Scherrer PSI potrebbe 
permettere di creare nuovi materiali che rivoluzionerebbero la tecno­

logia informatica. Il ricercatore Milan Radovic ha presentato sulla rivista 
«Communication Physics» il risultato di una ricerca sugli ossidi traspa­
renti (TO) che potrebbe schiudere nuove importanti prospettive.	
 
Non è un caso che questo risultato sia stato raggiunto al PSI: l’istituto 
dispone di un laboratorio chiamato Sorgente svizzera di luce (SLS)  
che offre le migliori condizioni per l’imaging spettroscopico di sostanze 
con un’elevata risoluzione spaziale e temporale. Questi metodi sono  
una specialità dell’istituto svizzero. Basti pensare che solo tre centri al 
mondo offrono tutte queste condizioni contemporaneamente.  
	  
Il PSI e l’EMPA fanno parte del settore dei PF unitamente ai Politecnici di 
Zurigo (ETH) e Losanna (EPFL), l’EAWAG (Istituto federale per l’approvvi­
gionamento, la depurazione e la protezione delle acque) e il WSL (Istituto 
federale di ricerca per la foresta, la neve e il paesaggio). Ogni anno la  
Confederazione stanzia finanziamenti importanti per la ricerca e la forma­
zione a lungo termine. Nel 2022, il budget della Confederazione per il  
settore dei PF ammontava al 72 % del budget totale (ossia 2666 milioni di 
franchi). Il PSI ha ricevuto 336 milioni, l’EMPA 110 milioni.

Lo sapevate?
Ricerca di persone scomparse

In media, le Forze aeree effet­
tuano ricerche di persone 

scomparse una volta alla setti­
mana, spesso di notte. Un Super 
Puma dotato di telecamera a 
infrarossi è pronto a decollare  
24 ore su 24 per questo tipo di 
intervento. 

Lo sapevate?
Versati 2,5 milioni di rendite 
AVS e 3 miliardi di IVA

A dicembre 2021, 2,47 milioni 
di persone in Svizzera e 

all’estero hanno ricevuto una 
rendita di vecchiaia e 207 100 
una rendita per superstiti.  
Rispetto all’anno precedente, il 
numero dei beneficiari è aumen­
tato dell’1,3 %. In 4600 casi 
(14 %), le rendite sono state ver­
sate a persone residenti all’este­
ro. La Confederazione, seconda 
fonte di finanziamento dell’AVS, 
ha versato 9,5 miliardi di franchi, 
mentre 3 miliardi arrivano 
dall’imposta sul valore aggiunto.
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PVB-Mitglieder besuchen das Bundeshaus   
In der Vergangenheit erreichten den 
PVB immer wieder Anfragen, ob eine 
Möglichkeit besteht, das Bundeshaus 

zu besuchen und einen Blick hinter 
die Kulissen von Bundesbern zu erhal-
ten. Der PVB beschloss, den Mitglie-

dern die Möglichkeit zu bieten, wäh-
rend der Winter-Session 2022 die 
Debatte des Nationalrates im Bundes-
haus mitzuverfolgen und sich an-
schliessend mit der Nationalrätin und 
PVB Verbandspräsidentin Barbara Gysi 
persönlich auszutauschen.

Am 29. November 2022 trafen sich 
frühmorgens 30 PVB-Mitglieder vor 
dem Besuchereingang. Nach der obli-
gaten Sicherheitsprüfung wurden wir 
vom stets freundlichen Fedpol-Perso-
nal durch die Sicherheitsschleusen ge-
beten, um danach vom Besucherdienst 
in Empfang genommen zu werden. 

Nach einer allgemeinen Einführung 
in den Ratsbetrieb durften wir die Ses-

Les membres de l’APC visitent le Palais fédéral 
Les membres de notre association 
nous ont souvent demandé s’il était 
possible de visiter le Palais fédéral 
tout en parcourant les coulisses de la 
Berne fédérale. Souhaitant concréti-
ser cet intérêt, l’APC a décidé de leur 
offrir la possibilité de suivre les débats 
du Conseil national pendant la session 
d’hiver 2022 et de s’entretenir avec la 
conseillère nationale et présidente de 
l’APC Barbara Gysi.

Le 29 novembre dernier, les 
membres de l’APC invités (30 au total) 
se sont ainsi retrouvés devant l’entrée 
des visiteurs du Palais fédéral. Après 
les contrôles d’identité et de sécurité 
obligatoire, les agents de Fedpol, fai-
sant preuve de l’amabilité qui les ca-
ractérise, nous ont fait passer le por-

tique de sécurité, Nous avons ensuite 
été accueillis par le personnel du ser-
vice des visites.

Nous avons ensuite bénéficié d’une 
introduction générale sur le fonction-
nement du parlement avant de suivre 
en direct la session du Conseil natio-
nal depuis les tribunes. C’était le bon 
jour pour assister au débat car l’ordre 
du jour comprenait notamment la dis-
cussion sur le budget 2023. Les parti-
cipant.e.s ont suivi de près les votes.

Le temps imparti s’est écoulé très 
vite. Le groupe a ensuite pu mener des 
échanges dans une salle de réunion 
avec la conseillère nationale Barbara 
Gysi, présidente de l’APC.  Celle-ci a 
répondu avec spontanéité à l’inéluc-
table question des sièges vacants dans 

la salle du Conseil national. Elle a éga-
lement répondu aux nombreuses 
questions sur le budget 2023 (y com-
pris la question de l’adaptation au 
renchérissement).

La matinée a pris fin autour d’un 
apéritif au café de la salle des pas per-
dues, en présence de la conseillère 
nationale. Outre Barbara, les membres  
ont aussi eu l’occasion de faire la 
connaissance du secrétaire général de 
l’APC, Jérôme Hayoz avec lequel ils 
ont pu s’entretenir.

Au vu du succès de cette journée, 
l’APC prévoit d’autres visites au Palais 
fédéral en 2023. Les informations se-
ront envoyées en temps voulu par la 
newsletter et publiées sur le site inter-
net.� Elias Toledo 
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sion des Nationalrates live von der  
Tribüne verfolgen. Es war genau der 
richtige Tag, denn es wurde der Vor
anschlag 2023 besprochen. Die Teil-
nehmenden verfolgten die Voten ge-
nau, wobei vereinzelte Voten mit 
Kopfschütteln zur Kenntnis genommen 
wurden. 

Die 60 Minuten vergingen sehr 
schnell und nun konnte sich die Grup-
pe in einem Sitzungszimmer mit Natio-
nalrätin und PVB Verbandspräsidentin 
Barbara Gysi austauschen. Die obliga-
te Frage nach der Leere im National-
ratssaal wurde von Barbara erfri-
schend ehrlich beantwortet. Auch die 
zahlreichen Fragen zum Voranschlag 
2023 (inklusive der Frage der Teue-
rungsanpassung) konnte Sie kompe-
tent beantworten. 

Der Vormittag endete bei einem 
Apéro im Kaffee der Wandelhalle, bei 
dem wiederrum Barbara Gysi anwe-
send war. So hatten die Mitglieder die 
Möglichkeit sowohl Barbara Gysi als 
auch den Generalsekretären des PVB, 
Jérôme Hayoz, kennenzulernen und 
sich persönlich auszutauschen.

Der PVB plant im Jahr 2023 weitere 
Bundeshausbesuche. Informationen 
werden zu gegebener Zeit per News-
letter verschickt und auf der Home-
page publiziert.

� Elias Toledo 
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Sektion Zürich  

Einladung zur Hauptversammlung 
Sehr geehrtes PVB-Mitglied
Der Sektionsvorstand lädt Dich herzlich zur Hauptversammlung 2023 der 
PVB-Sektion Zürich ein.
Termin: 	 Mittwoch, 15. März 2023
Beginn:	 17.30 Uhr
Ort: 	 Restaurant uniTurm, Rämistrasse 71, 8006 Zürich
Nach dem offiziellen Teil lädt die PVB-Sektion Zürich um ca. 19.00 Uhr zum 
Nachtessen ein.
Wir freuen uns sehr auf Deine Teilnahme und das persönliche Wiedersehen.
Besten Dank im Voraus.
Freundliche Grüsse, Vorstand der PVB-Sektion Zürich

Sektion Unterwalden 

Einladung zur Hauptversammlung des PVB Sektion Dübendorf 
Datum:	 Mittwoch 05. April 2023
Zeit: 	 19.00 Uhr Beginn Nachtessen; anschliessend Hauptversammlung
Ort: 	 Personal-Restaurant Cockpit, Flugplatz Buochs

Traktanden 
1.	 Begrüssung 
2.	 Wahl des Stimmenzählers 
3.	 Protokoll der Hauptversammlung 2022
4.	 Jahresbericht 2022 des Präsidenten 
5.	 Künftige Organisation der Sektion Unterwalden 
6.	 Jahresrechnung 2022; Revisorenbericht
7.	 Voranschlag 2023
8.	 Sektionsbeitrag für Aktive und Pensionierte
9.	� Anträge der Mitglieder (Anträge sind bis 7 Tage vor der Hauptversamm-

lung dem Präsidenten einzureichen) ettlin.arnika@bluewin.ch
10.	 Ehrungen 2023
11.	 Unser Gast hat das Wort: Elias Toledo, Stv Generalsekretär
12.	 Verschiedenes 
	 Verabschiedungen: Rechnungsrevisoren 
	 (Thomas Stocker / Marcel Durrer)
	 Vorstandsmitglieder (Hans, Thomas, Roland, Rene, Hugo)

Der Vorstand erwartet Euch pünktlich um 19.00 Uhr zum Nachtessen im:
Personal-Restaurant Cockpit, Flugplatz Buochs
Anmeldung erwünscht! ettlin.arnika@bluewin.ch, Tel Nr: 079 330 34 65
Mit kollegialen Grüssen, der Vorstand der PVB Sektion Unterwalden

Sektion Luzern 

Einladung zur Hauptversammlung 
Termin: 	 Mittwoch, 22. März 2023
Beginn:	 18.00 Uhr
Ort: 	 Restaurant Prélude im Gersag, 6020 Emmenbrücke

Traktanden 
1.	 Begrüssung 
2.	 Wahl der Stimmenzähler:in
3.	 Protokoll der 71. Hauptversammlung vom 26. April 2022 
4.	 Jahresbericht des Präsidenten 2022 
5.	 Finanzen
5.1	 Jahresrechnung 2022
5.2 	 Bericht der Rechnungsrevisoren 
5.3 	 Budget 2023 
6.	 Wahlen
6.1.	 Vorstand 
6.2.	 Rechnungsrevisoren 
7.	 Ehrungen / Verabschiedungen
8.	� Anträge des Sektionsvorstandes und der Mitglieder Anträge von Mitglie-

dern sind dem Präsidenten, Elias Toledo, Wabernstrasse 40, 3007 Bern 
bis spätestens 15. März 2023 schriftlich oder per E- Mail einzureichen. 

9.	 Grusswort von der Verbandsleitung und Kurzreferat 
10.	 Verschiedenes 

Der Vorstand freut sich auf Euer zahlreiches Erscheinen.  
Anmeldungen nehmen wir gerne telefonisch oder per E-Mail entgegen.

Sektion Dübendorf 

Einladung zur 74. Generalversammlung des PVB Sektion Dübendorf 
Donnerstag, 20. April 2023, 17.30 Uhr 
Personalrestaurant, Militärflugplatz, 8600 Dübendorf (Haupteingang) 

Traktanden 
1.	 Begrüssung 
2.	 Wahl der Stimmenzähler 
3.	 Protokoll der 73. Generalversammlung 
4.	 Jahresbericht des Präsidenten 
5.	 Ehrungen 
6.	 Finanzielles 
6.1.	 Jahresrechnung 2022
6.2.	 Revisorenbericht 2022 
6.3.	 Voranschlag 2023
7.	 Mögliche Mitgliederübernahme der Sektion Süd-Ost
8.	 Wahlen
9.	 Anträge
10.	� Information Zukunftsprojekt VPOD durch Generalsekretär des PVB  

Hr. J. Hayoz
11.	 Verschiedenes 

Im Anschluss an die Generalversammlung wird ein Nachtessen offeriert.

Anmeldung per E-Mail sind unbedingt erforderlich (Zutrittskontrolle) und 
müssen bis spätestens Mittwoch, 12.04.2023 an folgende Adresse erfolgen:
Sibylle Sinner, Überlandstrasse 255, 8600 Dübendorf,  
E-Mail: pvb.duebendorf@gmx.ch

Der Vorstand freut sich auf zahlreiches Erscheinen.

Mit kollegialen Grüssen
Präsident der Sektion Dübendorf

Hauptversammlungen 2023
Assemblées générales 2023
Assemblea generale 2023

08.03.2023	 Ortsgruppe PSI

15.03.2023	 Zürich

15.03.2023	 Swisscom 

16.03.2023	 Pensionierte

17.03.2023	 Bière

22.03.2023	 Nyon

22.03.2023	 Luzern

23.03.2023	 AVANTI

23.03.2023	 Lausanne

30.03.2023	 EPFL

31.03.2023	 Interlaken

05.04.2023	 Unterwalden

20.04.2023	 Dübendorf

27.04.2023	 Genève

27.04.2023	 EDA

19.05.2023	 VBS
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Sektion AVANTI

Einladung zur Hauptversammlung 2023
Donnerstag 23. März 2023 
Hotel Bern, Best Western Plus Hotel Zeughausgasse 9, 3011 Bern
17.30 Uhr Beginn der Hauptversammlung anschliessend Apéro und Nachtessen 
offeriert von der Sektion

Traktanden
1.	 Begrüssung und Wahl der Stimmenzähler
2.	 Protokoll der Hauptversammlung vom 3. September 2022
3.	 Tätigkeitsbericht 2022
4.	 Ehrungen Jubilare 2022
5.	 Finanzen
	 a) Jahresrechnung 2022
	 b) Revisorenbericht 2022
	 c) Voranschlag 2023
	 d) Sektionsbeitrag 2024
6.	 Wahlen 
	 a) Wahl des Vorstandes
	 b) Wahl der Revisoren
	 c) �Wahl der Delegierten für die Delegiertenversammlung vom  

23. November 2023
7.	 Referat 
8.	 Tätigkeitsprogramm 2023
9.	� Anträge der Mitglieder: Die Anträge sind bis 23. Februar 2023  

schriftlich und begründet dem Vorstand einzureichen
10.	 Verschiedenes
11.	 Umfrage und Schluss der Hauptversammlung 

Der Vorstand der Sektion

Invitation à l’assemblée générale 2023
Jeudi 23 mars 2023 
Best Western Plus Hotel Zeughausgasse 9, 3011 Berne
17h30: Début de l’assemblée générale, puis apéritif et repas offerts par  
la section

Ordre du jour
1.	 Salutations et élection des scrutateurs/trices
2.	 Procès-verbal de l’assemblée du 3 septembre 2022
3.	 Rapport d’activité 2022
4.	 Hommages 2022
5.	 Finances
	 a) Comptes annuels 2022
	 b) Rapport des vérificateurs/trices pour 2022
	 c) Budget 2023
	 d) Cotisation de la section pour 2024
17.	 Elections 
	 a) Election des membres du comité
	 b) Election des vérificateurs/trices de comptes
	 c) �Election des délégué.e.s pour l’assemblée des délégué.e.s du  

23 novembre 2023
18.	 Exposé 
19.	 Programme d’activités pour 2023
20.	� Propositions des membres: Les propositions motivées doivent être  

soumises par écrit au comité de la section jusqu’au 23 février 2023
21.	 Divers	
22.	 Questions et fin de l’assemblée générale

Le comité de section

Propongo qualche taglio  
al servizio pubblico.

Ottima idea! 

Ich schlage einige  
Sparmassnahmen im 

Service public vor. 
Was für eine gute Idee!



Solidarität macht uns stärker!

Sie sind noch nicht Mitglied beim PVB? Jetzt mitmachen! Sie profitieren von 
Beratung und Unterstützung in Ihrem beruflichen Umfeld und vielen weiteren 
Vorteilen! Mit Ihrer Mitgliedschaft stärken Sie den PVB auch aktiv bei Themen, 
die Ihnen allen wichtig sind: sichere Arbeitsplätze, Lohngerechtigkeit, bessere 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie, faire Renten. 
 
Für alle unsere Mitglieder, die uns an ihre Kolleg:innen weiterempfehlen;  
Sie erhalten von uns CHF 50.– als Dankeschön für jede neue Mitgliedschaft!  
Wir zählen auf Ihre Unterstützung! 
 
www.pvb.ch/mitglied-werden 

La solidarité nous rend plus fort-e-s!

Pas encore membre de l’APC? Adhérez maintenant! Vous profitez de conseils 
et d’un soutien dans votre  
environnement professionnel et de nombreux autres avantages! Avec votre  
adhésion, vous renforcez aussi activement l’APC dans des questions qui sont im-
portantes pour vous toutes et tous: des emplois sûrs, une justice salariale, un 
meilleur équilibre entre vie professionnelle et vie privée, des rentes équitables. 
 
A tous nos membres qui nous recommandent à leurs collègues, vous recevez 
50.– en guise de remerciement pour chaque nouvelle adhésion! Merci pour  
votre soutien! 
 
www.pvb.ch/devenir-membre 

La solidarietà ci rende più forti!

Non siete ancora socia/socio dell`APC? Partecipate ora! Potete beneficiare 
dei consigli e del sostegno nel proprio ambiente professionale e di molti  
altri vantaggi! Con la vostra adesione rafforzate anche attivamente l‘APC nelle 
questioni che sono importanti per tutti e tutte voi: posti di lavoro sicuri, giustizia 
salariale, un migliore equilibrio tra lavoro e vita privata, pensioni eque. 
 
Tutti i nostri membri che ci raccomandano ai loro colleghi / alle loro  
colleghe, riceveranno 50.– come ringraziamento per ogni nuova adesione!  
Grazie per il vostro sostegno! 
 
www.pvb.ch/devenir-membre
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